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(In Anwendung von Titel VI des Vertrages über die Europäische Union erlassene Rechtsakte)

RAHMENBESCHLUSS DES RATES
vom 28. Mai 2001

zur Bekämpfung von Betrug und Fälschung im Zusammenhang mit unbaren Zahlungsmitteln

(2001/413/JI)

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag über die Europäische Union, insbeson-
dere auf Artikel 34 Absatz 2 Buchstabe b),

auf Initiative der Kommission (1),

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments (2),

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Betrügereien und Fälschungen im Zusammenhang mit
unbaren Zahlungsmitteln kommen häufig im internatio-
nalen Rahmen vor.

(2) Die diesbezüglichen Arbeiten verschiedener internatio-
naler Organisationen (z. B. Europarat, G8, OECD,
Interpol und VN) sind von großer Bedeutung, müssen
aber durch Maßnahmen der Europäischen Union ergänzt
werden.

(3) Der Rat vertritt die Ansicht, dass die Schwere und die
wachsende Bedeutung bestimmter Formen des Betrugs
mit unbaren Zahlungsmitteln umfassende Lösungen
erforderlich machen. Die Empfehlung Nr. 18 des Akti-
onsplans zur Bekämpfung der organisierten Krimina-
lität (3), der vom Europäischen Rat am 16. und 17. Juni
1997 in Amsterdam verabschiedet wurde, sowie Punkt
46 des Aktionsplans des Rates und der Kommission zur
bestmöglichen Umsetzung der Bestimmungen des
Amsterdamer Vertrages über den Aufbau eines Raums
der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts (4), der vom
Europäischen Rat am 11. und 12. Dezember 1998 in
Wien verabschiedet wurde, fordern ein Tätigwerden auf
diesem Gebiet.

(4) Da die Ziele dieses Rahmenbeschlusses, nämlich sicher-
zustellen, dass Betrug und Fälschung im Zusammenhang
mit allen Formen des bargeldlosen Zahlungsverkehrs als
strafbare Handlungen gelten und in allen Mitgliedstaaten
mit wirksamen, angemessenen und abschreckenden
Sanktionen geahndet werden, auf der Ebene der
Mitgliedstaaten aufgrund der internationalen Dimension
dieser Straftaten nicht ausreichend erreicht werden
können und daher besser auf Unionsebene verwirklicht
werden, kann die Union entsprechend dem in Artikel 5
des Vertrags zur Gründung der Europäischen Gemein-
schaften niedergelegten Subsidiaritätsprinzip

Maßnahmen treffen. Dieser Rahmenbeschluss geht
entsprechend dem in jenem Artikel niedergelegten
Verhältnismäßigkeitsprinzip nicht über das zur Errei-
chung dieser Ziele Erforderliche hinaus.

(5) Zusammen mit anderen vom Rat bereits angenom-
menen Instrumenten wie die Gemeinsame Maßnahme
98/428/JI betreffend die Einrichtung eines Europäischen
Justitiellen Netzes (5), die Gemeinsame Maßnahme 98/
733/JI betreffend die Strafbarkeit der Beteiligung an einer
kriminellen Vereinigung in den Mitgliedstaaten der
Europäischen Union (6), die Gemeinsame Maßnahme 98/
699/JI betreffend Geldwäsche, die Ermittlung, das
Einfrieren, die Beschlagnahme und die Einziehung von
Tatwerkzeugen und Erträgen aus Straftaten (7) und der
Beschluss vom 29. April 1999 betreffend die Ausdeh-
nung des Mandats von Europol auf die Bekämpfung der
Fälschung von Geld und Zahlungsmitteln (8) soll dieser
Rahmenbeschluss die Bekämpfung von Betrug und
Fälschung im Zusammenhang mit unbaren Zahlungs-
mitteln unterstützen.

(6) Die Kommission hat deshalb dem Rat am 1. Juli 1998
die Mitteilung „Rahmenregelung zur Bekämpfung von
Betrug und Fälschung im Zusammenhang mit bargeld-
losen Zahlungsmitteln“ vorgelegt, in der eine Unionspo-
litik befürwortet wird, die sowohl die präventiven als
auch die repressiven Aspekte des Problems abdeckt.

(7) Die Mitteilung enthält einen Entwurf einer Gemeinsamen
Maßnahme, die Bestandteil dieses umfassenden Ansatzes
ist und den Ausgangspunkt für diesen Rahmenbeschluss
bildet.

(8) Es ist erforderlich, dass eine Beschreibung der verschie-
denen Verhaltensweisen, die im Zusammenhang mit
Betrug und Fälschung bei unbaren Zahlungsmitteln
unter Strafe zu stellen sind, das gesamte Spektrum der
Tätigkeiten abdeckt, die zusammen die Bedrohung durch
organisierte Kriminalität auf diesem Gebiet darstellen.

(9) Diese Verhaltensweisen sind in allen Mitgliedstaaten als
strafbare Handlungen einzustufen, und es sind wirksame,
angemessene und abschreckende Sanktionen für natür-
liche und juristische Personen vorzusehen, die derartige
Straftaten begangen haben oder dafür haftbar sind.

(1) ABl. C 376 E vom 28.12.1999, S. 20. (5) ABl. L 191 vom 7.7.1998, S. 4.
(2) ABl. C 121 vom 24.4.2001, S. 105. (6) ABl. L 351 vom 29.12.1998, S. 1.
(3) ABl. C 251 vom 15.8.1997, S. 1. (7) ABl. L 333 vom 9.12.1998, S. 1.
(4) ABl. C 19 vom 23.1.1999, S. 1. (8) ABl. C 149 vom 28.5.1999, S. 16.
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(10) Mit der Gewährung strafrechtlichen Schutzes in erster
Linie für Zahlungsinstrumente, die mit einer besonderen
Form des Schutzes gegen Fälschung oder Missbrauch
versehen sind, wird beabsichtigt, die Wirtschaftsbetei-
ligten dazu zu ermutigen, die von ihnen herausgege-
benen Zahlungsinstrumente mit diesem Schutz zu
versehen und auf diese Weise dem Zahlungsinstrument
ein zusätzliches präventives Element zu verleihen.

(11) Es ist erforderlich, dass die Mitgliedstaaten einander
soweit wie möglich Amtshilfe leisten und dass sie
einander konsultieren, wenn zwei oder mehr Mitglied-
staaten für dieselbe Straftat die gerichtliche Zuständigkeit
haben —

HAT FOLGENDEN RAHMENBESCHLUSS ERLASSEN:

Artikel 1

Begriffsbestimmungen

Im Sinne dieses Rahmenbeschlusses bezeichnet der Ausdruck

a) „Zahlungsinstrument“ ein körperliches Instrument mit
Ausnahme gesetzlicher Zahlungsmittel (Banknoten und
Münzen), das aufgrund seiner besonderen Beschaffenheit
allein oder in Verbindung mit einem anderen (Zahlungs-)-
Instrument den Inhaber/Benutzer in die Lage versetzt, Geld
oder einen monetären Wert zu übertragen, wie beispiels-
weise Kreditkarten, Euroscheckkarten oder andere von
Finanzinstituten herausgegebene Karten, Reiseschecks, Euro-
schecks, andere Schecks und Wechsel, die beispielsweise
durch ihr Design, eine Kodierung oder eine Unterschrift,
gegen Fälschung oder betrügerische Verwendung geschützt
sind;

b) „juristische Person“ jedes Rechtssubjekt, das diesen Status
nach geltendem Recht besitzt, mit Ausnahme von Staaten
oder sonstigen Körperschaften des öffentlichen Rechts in
der Ausübung ihrer hoheitlichen Rechte und der öffentlich-
rechtlichen internationalen Organisationen.

Artikel 2

Straftaten bezogen auf Zahlungsinstrumente

Jeder Mitgliedstaat trifft die erforderlichen Maßnahmen, um
sicherzustellen, dass die folgenden Verhaltensweisen Straftaten
darstellen, wenn sie vorsätzlich begangen wurden, zumindest
hinsichtlich Kreditkarten, Euroscheckkarten, andere von
Finanzinstituten herausgegebene Karten, Reiseschecks, Euro-
schecks, andere Schecks und Wechsel:

a) Diebstahl oder eine andere widerrechtliche Aneignung eines
Zahlungsinstruments;

b) Fälschung oder Verfälschung eines Zahlungsinstruments
zum Zwecke betrügerischer Verwendung;

c) Annehmen, Sichverschaffen, Transportieren, Verkauf oder
Weitergabe an eine andere Person oder Besitz von gestoh-
lenen oder in anderer Weise widerrechtlich angeeigneten
oder ge- oder verfälschten Zahlungsinstrumenten zum
Zwecke betrügerischer Verwendung;

d) betrügerische Verwendung von gestohlenen oder in anderer
Weise widerrechtlich angeeigneten oder ge- oder
verfälschten Zahlungsinstrumenten.

Artikel 3

Computerstraftaten

Jeder Mitgliedstaat trifft die erforderlichen Maßnahmen, um
sicherzustellen, dass die folgenden Verhaltensweisen Straftaten
darstellen, wenn sie vorsätzlich begangen wurden:

die Ausführung oder Veranlassung einer Übertragung von Geld
oder monetären Werten, durch die einer anderen Person ein
unzulässiger Vermögensverlust entsteht, mit der Absicht, dem
Zuwiderhandelnden oder einem Dritten einen unzulässigen
Vermögensvorteil zu verschaffen durch:

— unrechtmäßige Eingabe, Veränderung, Löschung oder
Unterdrückung von Computerdaten, insbesondere von
Identifikationsdaten, oder

— unrechtmäßiges Eingreifen in den Ablauf eines Computer-
programms oder den Betrieb eines Computersystems.

Artikel 4

Straftaten bezogen auf spezielle Tatmittel

Jeder Mitgliedstaat trifft die erforderlichen Maßnahmen, um
sicherzustellen, dass die folgenden Verhaltensweisen Straftaten
darstellen, wenn sie vorsätzlich begangen wurden:

Betrügerisches Anfertigen, Annehmen, Sichverschaffen,
Verkaufen, Weitergeben an eine andere Person oder Besitzen
von:

— Gerätschaften, Gegenständen, Computerprogrammen und
anderen Mitteln, die ihrer Beschaffenheit nach zur Bege-
hung der in Artikel 2 Buchstabe b) beschriebenen Straftaten
besonders geeignet sind;

— Computerprogrammen, deren Zweck die Begehung einer
der in Artikel 3 beschriebenen Straftaten ist.

Artikel 5

Teilnahme, Anstiftung und Versuch

Jeder Mitgliedstaat trifft die erforderlichen Maßnahmen, um
sicherzustellen, dass die Teilnahme an oder die Anstiftung zu
den in Artikel 2, 3 und 4 genannten Handlungen oder der
Versuch zur Begehung der in Artikel 2 Buchstaben a), b) und d)
und in Artikel 3 genannten Handlungen strafbar sind.

Artikel 6

Sanktionen

Jeder Mitgliedstaat trifft die erforderlichen Maßnahmen, um
sicherzustellen, dass die in den Artikeln 2 bis 5 genannten
Verhaltensweisen mit wirksamen, angemessenen und
abschreckenden Strafen bedroht sind, die zumindest in
schweren Fällen auch Freiheitsstrafen einschließen, die zu einer
Auslieferung führen können.
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Artikel 7

Verantwortlichkeit juristischer Personen

(1) Jeder Mitgliedstaat trifft die erforderlichen Maßnahmen,
um sicherzustellen, dass eine juristische Person für die in
Artikel 2 Buchstaben b), c) und d) sowie in den Artikeln 3 und
4 genannten Handlungen, die zu ihren Gunsten von einer
Person begangen wurden, die entweder allein oder als Teil eines
Organs der juristischen Person gehandelt hat und die eine
Führungsposition innerhalb der juristischen Person innehat
aufgrund

— der Befugnis zur Vertretung der juristischen Person oder

— der Befugnis, Entscheidungen im Namen der juristischen
Person zu treffen, oder

— einer Kontrollbefugnis innerhalb der juristischen Person,

sowie für die Beihilfe oder Anstiftung zu einer solchen Straftat
verantwortlich gemacht werden kann.

(2) Neben den in Absatz 1 vorgesehenen Fällen trifft jeder
Mitgliedstaat die erforderlichen Maßnahmen, um sicherzu-
stellen, dass eine juristische Person verantwortlich gemacht
werden kann, wenn mangelnde Überwachung oder Kontrolle
seitens einer in Absatz 1 genannten Person die Begehung einer
der in Artikel 2 Buchstaben b), c) und d) sowie in Artikel 3 und
4 genannten Handlungen zugunsten der juristischen Person
durch eine ihr unterstellte Person ermöglicht hat.

(3) Die Verantwortlichkeit der juristischen Person nach den
Absätzen 1 und 2 schließt die strafrechtliche Verfolgung natür-
licher Personen als Täter, Anstifter oder Gehilfe in den Fällen
der in Artikel 2 Buchstaben b), c) und d) sowie der Artikel 3
und 4 genannten Handlungen nicht aus.

Artikel 8

Sanktionen für juristische Personen

(1) Jeder Mitgliedstaat trifft die erforderlichen Maßnahmen,
um sicherzustellen, dass gegen eine im Sinne des Artikels 7
Absatz 1 verantwortliche juristische Person wirksame, ange-
messene und abschreckende Sanktionen verhängt werden
können, zu denen Geldstrafen oder Geldbußen gehören sowie
andere Sanktionen gehören können, beispielsweise

a) Maßnahmen des Ausschlusses von öffentlichen Zuwen-
dungen oder Hilfen,

b) Maßnahmen des vorübergehenden oder ständigen Verbots
der Ausübung einer Handelstätigkeit,

c) die richterliche Aufsicht,

d) eine richterlich angeordnete Auflösung.

(2) Jeder Mitgliedstaat trifft die erforderlichen Maßnahmen,
um sicherzustellen, dass gegen eine im Sinne des Artikels 7
Absatz 2 verantwortliche juristische Person wirksame, ange-
messene und abschreckende Sanktionen oder Maßnahmen
verhängt werden können.

Artikel 9

Gerichtsbarkeit

(1) Jeder Mitgliedstaat trifft die erforderlichen Maßnahmen,
um seine Gerichtsbarkeit in Bezug auf die in den Artikeln 2, 3,
4 und 5 genannten Straftaten zu begründen, wenn die Straftat

a) ganz oder teilweise in seinem Hoheitsgebiet begangen
wurde, oder

b) von einem seiner Staatsangehörigen begangen wurde, wobei
die Rechtsvorschriften dieses Mitgliedstaats darauf abstellen
können, dass die Handlung auch in dem Land strafbar ist, in
dem sie begangen wurde, oder

c) zugunsten einer juristischen Person begangen wurde, die
ihren Sitz im Hoheitsgebiet dieses Mitgliedstaats hat.

(2) Vorbehaltlich des Artikels 10 kann jeder Mitgliedstaat
beschließen, dass er die in den nachstehenden Bestimmungen
genannten Zuständigkeitsregeln nicht oder nur in bestimmten
Fällen oder unter bestimmten Umständen anwendet:

— Absatz 1 Buchstabe b);

— Absatz 1 Buchstabe c).

(3) Beschließt ein Mitgliedstaat die Anwendung des Absatzes
2, so unterrichtet er das Generalsekretariat des Rates entspre-
chend und teilt gegebenenfalls im Einzelnen mit, in welchen
Fällen und unter welchen Umständen der Beschluss gilt.

Artikel 10

Auslieferung und Verfolgung

(1) a) Liefert ein Mitgliedstaat nach seinem Recht seine eigenen
Staatsangehörigen nicht aus, so trifft er die erforderli-
chen Maßnahmen, um seine Gerichtsbarkeit für die in
den Artikeln 2, 3, 4 und 5 genannten Straftaten in den
Fällen zu begründen, in denen diese Straftaten von
seinen eigenen Staatsangehörigen außerhalb seines
Hoheitsgebiets begangen worden sind.

b) Jeder Mitgliedstaat befasst, wenn einer seiner Staatsange-
hörigen beschuldigt wird, in einem anderen Mitgliedstaat
eine Straftat im Sinne der Artikel 2, 3, 4 oder 5
begangen zu haben und er den Betreffenden allein
aufgrund von dessen Staatsangehörigkeit nicht ausliefert,
seine zuständigen Behörden mit diesem Fall, damit gege-
benenfalls eine Verfolgung durchgeführt werden kann.
Zu diesem Zweck sind die die Straftat betreffenden
Akten, Unterlagen und Gegenstände im Verfahren nach
Artikel 6 Absatz 2 des Europäischen Auslieferungsüber-
einkommens vom 13. Dezemer 1957 zu übermitteln.
Der ersuchende Mitgliedstaat ist über die eingeleitete
Verfolgung und über deren Ergebnisse zu unterrichten.

(2) Im Sinne dieses Artikels wird der Begriff „Staatsangehö-
riger“ eines Mitgliedstaats im Sinne der gegebenenfalls von dem
betreffenden Mitgliedstaat gemäß Artikel 6 Absatz 1 Buch-
staben b) und c) des Europäischen Auslieferungsabkommens
abgegebenen Erklärung ausgelegt.

Artikel 11

Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedstaaten

(1) Im Einklang mit den geltenden Übereinkommen und
multilateralen oder bilateralen Vereinbarungen oder Rege-
lungen gewähren die Mitgliedstaaten einander ein Höchstmaß
an Rechtshilfe bei Verfahren hinsichtlich der Straftaten im
Sinne dieses Rahmenbeschlusses.
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(2) Steht mehreren Mitgliedstaaten die Gerichtsbarkeit für
Straftaten im Sinne dieses Rahmenbeschlusses zu, so nehmen
diese Staaten Konsultationen auf, um ihr Vorgehen im Interesse
einer wirksamen Strafverfolgung zu koordinieren.

Artikel 12

Austausch von Informationen

(1) Die Mitgliedstaaten bestimmen die Anlaufstellen oder
können vorhandene Strukturen nutzen, um den Austausch von
Informationen und andere Kontakte zwischen den Mitglied-
staaten zum Zwecke der Durchführung dieses Rahmenbe-
schlusses zu ermöglichen.

(2) Jeder Mitgliedstaat teilt dem Generalsekretariat des Rates
und der Kommission seine Dienststelle(n) mit, die als Anlauf-
stelle(n) gemäß Absatz 1 dient bzw. dienen. Das Generalsekre-
tariat gibt diese Informationen an die übrigen Mitgliedstaaten
weiter.

Artikel 13

Räumlicher Geltungsbereich

Dieser Rahmenbeschluss findet auf Gibraltar Anwendung.

Artikel 14

Durchführung

(1) Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen
Maßnahmen, um diesem Rahmenbeschluss spätestens ab dem
2. Juni 2003 nachzukommen.

(2) Zum 2. Juni 2003 übermitteln die Mitgliedstaaten dem
Generalsekretariat des Rates und der Kommission der Europä-
ischen Gemeinschaften den Wortlaut der Bestimmungen, mit
denen ihre Verpflichtungen aus diesem Rahmenbeschluss in
einzelstaatliches Recht umgesetzt werden. Der Rat prüft bis
zum 2. September 2003 anhand eines auf der Grundlage dieser
Informationen erstellten Berichts und eines schriftlichen
Berichts der Kommission, inwieweit die Mitgliedstaaten die
erforderlichen Maßnahmen getroffen haben, um diesem
Rahmenbeschluss nachzukommen.

Artikel 15

Inkrafttreten

Dieser Rahmenbeschluss tritt am Tag seiner Veröffentlichung
im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften in Kraft.

Geschehen zu Brüssel am 28. Mai 2001.

Im Namen des Rates

Der Präsident

T. BODSTRÖM
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I

(Veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte)

VERORDNUNG (EG) Nr. 1078/2001 DES RATES
vom 31. Mai 2001

zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 2160/96 zur Einführung eines endgültigen Antidumping-
zolls auf die Einfuhren texturierter Polyester-Filamentgarne mit Ursprung unter anderem in

Thailand

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 384/96 des Rates vom
22. Dezember 1995 über den Schutz gegen gedumpte
Einfuhren aus nicht zur Europäischen Gemeinschaft gehö-
renden Ländern (1), insbesondere auf Artikel 11 Absatz 3,

auf Vorschlag der Kommission nach Konsultationen im Bera-
tenden Ausschuss,

in Erwägung nachstehender Gründe:

A. VORAUSGEGANGENES VERFAHREN

(1) Mit der Verordnung (EG) Nr. 2160/96 (2) führte der Rat
einen endgültigen Antidumpingzoll auf die Einfuhren
texturierter Polyester-Filamentgarne mit Ursprung unter
anderem in Thailand ein. Der Zollsatz auf den Nettopreis
frei Grenze der Gemeinschaft, unverzollt, beträgt 13,5 %
für Sunflag (Thailand) Ltd, 6,7 % für Tuntex (Thailand)
PLC und 20,2 % für alle übrigen thailändischen ausfüh-
renden Hersteller.

B. UNTERSUCHUNG BETREFFEND GELTENDEN MASS-
NAHMEN

(2) Der thailändische ausführende Hersteller Sunflag (Thai-
land) Ltd (nachstehend „Antragsteller“ genannt) stellte
einen Antrag auf eine auf die Dumpingaspekte
beschränkte Interimsüberprüfung der für ihn geltenden
Antidumpingmaßnahmen gemäß Artikel 11 Absatz 3
der Verordnung (EG) Nr. 384/96 (nachstehend „Grund-
verordnung“ genannt). In dem Antrag wurde behauptet,
dass dauerhaft veränderte Umstände wie eine bessere
Kapazitätsauslastung und Effizienz zu einem erheblich
niedrigeren Normalwert geführt hatten und die
Ausfuhrpreise gleichzeitig konstant geblieben waren, so
dass kein Dumping mehr vorlag und die Aufrechterhal-
tung der Maßnahmen zur Beseitigung des Dumpings
nicht länger erforderlich sei. Nachdem die Kommission

nach Konsultationen im Beratenden Ausschuss festge-
stellt hatte, dass hinreichende Beweise für die Einleitung
einer Interimsüberprüfung vorlagen, veröffentlichte sie
im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften (3) eine
entsprechende Bekanntmachung und leitete eine Unter-
suchung ein.

1. Verfahren

(3) Die Kommission unterrichtete die Behörden des
Ausfuhrlandes offiziell über die Einleitung der Interims-
überprüfung und gab allen unmittelbar betroffenen
Parteien Gelegenheit, ihren Standpunkt schriftlich darzu-
legen und eine Anhörung zu beantragen.

(4) Die Kommission sandte einen Fragebogen und erhielt
detaillierte Informationen von dem Antragsteller.

(5) Die Kommission holte alle für die Dumpinguntersu-
chung als notwendig erachteten Informationen ein,
prüfte sie und führte in den Betrieben des Antragstellers
einen Kontrollbesuch durch.

(6) Die Dumpinguntersuchung betraf den Zeitraum vom 1.
Juni 1999 bis zum 31. Mai 2000 (nachstehend „UZ“
genannt).

2. Ware und gleichartige Ware

(7) Diese Untersuchung betrifft die gleiche Ware wie die
vorausgegangene Untersuchung, d. h. texturierte Poly-
ester-Filamentgarne (nachstehend „PTY“ genannt). PTY
werden direkt aus teilverstreckten Polyestergarnen herge-
stellt und sowohl in der Web- als auch in der Wirk-/
Strickwarenindustrie zur Herstellung von Geweben aus
Polyester oder aus Polyester und Baumwolle verwendet.
Die Ware wird derzeit den KN-Codes 5402 33 10 und
5402 33 90 zugewiesen.

(8) Nach Gewicht („Denier“), Zahl der Filamente und
Lüstrierung lassen sich verschiedene Typen von PTY
unterscheiden. Außerdem werden je nach Leistungsfä-
higkeit des Fertigungsprozesses verschiedene Qualitäten

(1) ABl. L 56 vom 6.3.1996, S. 1. Verordnung zuletzt geändert durch
die Verordnung (EG) Nr. 2238/2000 (ABl. L 257 vom 11.10.2000,
S. 2).

(2) ABl. L 289 vom 12.11.1996, S. 14. Verordnung geändert durch die
Verordnung (EG) Nr. 1822/98 (ABl. L 236 vom 22.8.1998, S. 3). (3) ABl. C 170 vom 20.6.2000, S. 4.
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hergestellt. Allerdings bestehen keine wesentlichen
Unterschiede bei den grundlegenden Eigenschaften und
Verwendungen der verschiedenen Typen und Qualitäten
von PTY. Daher wurden und werden alle PTY-Typen für
die Zwecke dieser Untersuchung als eine Ware ange-
sehen.

(9) Wie die vorausgegangene Untersuchung ergab auch
diese Untersuchung, dass die vom Antragsteller in Thai-
land hergestellten und auf dem thailändischen Markt
verkauften PTY und die in die Gemeinschaft ausge-
führten PTY dieselben materiellen und chemischen
Eigenschaften und dieselben Verwendungen aufweisen
und daher als gleichartige Waren im Sinne des Artikels 1
Absatz 4 der Grundverordnung anzusehen sind.

3. Ergebnisse

a) Normalwert

(10) Im Zuge der Ermittlung des Normalwerts wurde
zunächst geprüft, ob die vom Antragsteller getätigten
Inlandsverkäufe der gleichartigen Ware im Vergleich zu
seinen Ausfuhrverkäufen in die Gemeinschaft repräsen-
tativ waren. Den Untersuchungsergebnissen zufolge war
dies der Fall, da die im Inland vom Antragsteller
verkaufte Menge im Einklang mit Artikel 2 Absatz 2 der
Grundverordnung mindestens 5 % der gesamten in die
Gemeinschaft verkauften Ausfuhren entsprach.

(11) Anschließend wurde für jeden der vom Antragsteller auf
dem Inlandsmarkt verkauften Typen, die den Untersu-
chungsergebnissen zufolge direkt mit den in die Gemein-
schaft ausgeführten Typen vergleichbar waren, unter-
sucht, ob die Inlandsverkäufe hinreichend repräsentativ
im Sinne des Artikels 2 Absatz 2 der Grundverordnung
waren. Dies wurde als gegeben angesehen, wenn die
Gesamtmenge der Inlandsverkäufe eines Typs im UZ
mindestens 5 % der Gesamtmenge der Ausfuhrverkäufe
desselben Typs in die Gemeinschaft entsprach.

(12) Auf dieser Grundlage ergab die Untersuchung, dass die
Inlandsverkäufe für jeden in die Gemeinschaft ausge-
führten Typ repräsentativ waren.

(13) Ferner wurde für jeden dieser Typen untersucht, ob die
Inlandsverkäufe als Geschäfte im normalen Handelsver-
kehr angesehen werden konnten, indem der Anteil der
gewinnbringenden Verkäufe des betreffenden Typs an
unabhängige Abnehmer ermittelt wurde. In den Fällen,
in denen die gewinnbringenden Verkäufe eines Typs
mindestens 80 % der gesamten Inlandsverkäufe des
betreffenden Typs ausmachten und die gewogenen
durchschnittlichen Produktionskosten dem gewogenen
durchschnittlichen Verkaufspreis entsprachen oder nied-
riger waren, wurde der Normalwert anhand des gewo-
genen durchschnittlichen Preises aller Inlandsverkäufe im
UZ ermittelt, unabhängig davon, ob diese Verkäufe
gewinnbringend waren oder nicht. Alle betreffenden
PTA-Typen erfüllten die genannten Kriterien. Folglich
wurde der Normalwert für alle in die Gemeinschaft

ausgeführten Typen auf der Grundlage aller Verkäufe,
einschließlich der nicht gewinnbringenden Verkäufe,
ermittelt.

b) Ausfuhrpreis

(14) Da alle Ausfuhren der betroffenen Ware direkt an unab-
hängige Abnehmer in der Gemeinschaft verkauft
wurden, wurde der Ausfuhrpreis gemäß Artikel 2 Absatz
8 der Grundverordnung auf der Grundlage der tatsäch-
lich gezahlten oder zu zahlenden Preise bestimmt.

c) Vergleich

(15) Im Interesse eines fairen Vergleichs nach Typen auf der
Stufe ab Werk und auf derselben Handelsstufe wurden
für Unterschiede, die nachweislich die Vergleichbarkeit
der Preise beeinflussten, auf Antrag gebührende Berichti-
gungen vorgenommen. Diese Berichtigungen wurden im
Einklang mit Artikel 2 Absatz 10 der Grundverordnung
vorgenommen und betrafen Transport-, Versicherungs-,
Bereitstellungs-, Verlade- und Nebenkosten, Kreditkosten
und Provisionen sowie eine teilweise Zollerstattung.

(16) Während des Kontrollbesuchs vor Ort beantragte der
Antragsteller eine Berichtigung für die Erstattung von
Zöllen mit der Begründung, dass auf die gleichartige
Ware Einfuhrzölle erhoben wurden, wenn sie zum
Verbrauch im Ausfuhrland bestimmt war, wenn sie zur
Ausfuhr in die Gemeinschaft verkauft wurde, aber keine
Zölle zu entrichten waren. Für PTA (reine Terepthal-
säure), einen der Hauptrohstoffe, für den eine Berichti-
gung wegen der Zollerstattung beantragt wurde, legte
der Antragsteller keine Beweise dafür vor, dass der
betreffende eingeführte Rohstoff materieller Bestandteil
der betroffenen auf dem Inlandsmarkt verkauften Ware
war. Dies ist im vorliegenden Fall von besonderer Rele-
vanz, da PTA sowohl im Land bezogen als auch einge-
führt wurde und es sich bei dem Antragsteller um ein
Unternehmen handelt, das eine Vielzahl von Waren
herstellt. Daher konnte dem Antrag nicht stattgegeben
werden. Für MEG (Monoethylenglykol), einen weiteren
Hauptrohstoff für PTY, ergab die Untersuchung, dass es
ausschließlich eingeführt wurde, so dass die Berichtigung
gewährt werden konnte.

d) Dumpingspanne

(17) Zur Ermittlung der Dumpingspanne verglich die
Kommission im Einklang mit dem zweiten Satz des
Artikels 2 Absatz 11 der Grundverordnung den gewo-
genen durchschnittlichen Normalwert mit den Preisen
jedes einzelnen Ausfuhrgeschäfts in die Gemeinschaft.
Diese Methode wurde angewandt, da den Untersu-
chungsergebnissen zufolge die Ausfuhrpreise zeitlich
erheblich variierten und ein Vergleich des Normalwertes
mit den Ausfuhrpreisen auf der Grundlage des gewo-
genen Durchschnitts das Dumping nicht in vollem
Umfang widergespiegelt hätte.
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Zollsatz TARIC-Zusatzcode

(18) Dieser Vergleich ergab das Vorliegen von Dumping im
Falle des Antragstellers. Die Dumpingspanne, ausge-
drückt als Prozentsatz des cif-Wertes frei Grenze der
Gemeinschaft, unverzollt, beträgt 4,8 %.

e) Dauerhafte Veränderung der Umstände und Wahrschein-
lichkeit erneuten Dumpings

(19) Im Einklang mit der üblichen Praxis wurde untersucht,
ob im Falle der veränderten Umstände vernünftigerweise
davon ausgegangen werden konnte, dass sie dauerhafter
Natur sind. Einerseits ist die PTY-Produktionskapazität
des Antragstellers im Vergleich zum vorausgegangenen
Geschäftsjahr, das 1999 endete, und zum UZ der
Ausgangsuntersuchung gestiegen. Andererseits ergab die
Untersuchung, dass die Kapazitätsauslastung des Antrag-
stellers bei PTY zwischen dem UZ der Ausgangsuntersu-
chung und dem UZ dieser Untersuchung erheblich
gestiegen ist.

(20) Ferner wurde festgestellt, dass die PTY-Ausfuhren des
Antragstellers in nicht zur Gemeinschaft gehörende
Länder in den beiden letzten Geschäftsjahren und im UZ
anhaltend hoch waren. In diesem Zusammenhang ist zu
bemerken, dass Ausfuhren in nicht zur Gemeinschaft
gehörende Länder zwischen dem UZ der Ausgangsunter-
suchung und dem UZ dieser Untersuchung erheblich
stiegen. Ferner ergab die Untersuchung ausgehend von
den verfügbaren Informationen, dass die Durchschnitts-
preise der Ausfuhren in Drittländer denjenigen der
Ausfuhren in die Gemeinschaft entsprachen. Zudem
stiegen die inländischen PTY-Verkäufe in den beiden
letzten Geschäftsjahren und dem UZ erheblich.

(21) Die vorstehenden Untersuchungsergebnisse über Kapazi-
tätsauslastung, Mengen und Preise der Ausfuhren in
Drittländer und der bedeutende Anstieg der Inlandsver-
käufe wurden als Beweise dafür angesehen, dass die
Dumpingspanne von 4,8 % dauerhaft ist und ein
Wiederauftreten gedumpter Einfuhren auf einem Niveau,
das mit dem in der vorausgegangenen Untersuchung
festgestellten Niveau vergleichbar ist, unwahrscheinlich
ist.

(22) Da für den Antragsteller eine niedrigere Dumpingspanne
festgestellt wurde und davon ausgegangen wird, dass
diese Veränderung dauerhaft ist, sollte der mit der
Verordnung (EG) Nr. 2160/96 eingeführte Zoll auf die
Ausfuhren des Antragstellers auf die Höhe der in dieser
Überprüfung für ihn festgestellten Dumpingspanne von
4,8 % gesenkt werden.

(23) Da die Änderung der Maßnahmen nur den Antragsteller
und nicht Thailand insgesamt betrifft, ist der Antrag-
steller weiterhin Gegenstand des Verfahrens und kann
im Zuge etwaiger späterer Überprüfungen betreffend
Thailand gemäß Artikel 11 der Grundverordnung erneut
in die Untersuchung einbezogen werden.

(24) Die betroffenen Parteien wurden über die Fakten und
Erwägungen unterrichtet, auf deren Grundlage beabsich-
tigt wurde, die Einstellung der Interimsüberprüfung und
die Änderung des mit der Verordnung (EG) Nr. 2160/96
eingeführten Antidumpingzolls zu empfehlen, und sie
erhielten Gelegenheit zur Stellungnahme. Ihre Stellung-
nahmen wurden geprüft, und die Feststellungen wurden,
soweit angemessen, entsprechend geändert —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Artikel 1 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 2160/96 erhält folgende Fassung:

„(2) Es gelten folgende Zollsätze auf den Nettopreis frei Grenze der Gemeinschaft, unverzollt:

Indonesien

PT Panasia Indosyntec (vormals: PT Hadtex Indosyntec) 5,4 % 8884

PT Polysindo Eka Perkasa 8,8 % 8886

PT Susilia Indah Synthetic Fibres Industries 8,3 % 8887

Übrige Unternehmen 20,2 % 8888

Die Einfuhren der in Absatz 1 genannten Waren, die von dem indonesischen Unternehmen PT Indo
Rama Synthetics (TARIC-Zusatzcode 8885) hergestellt und ausgeführt werden, sind von diesen Zöllen
ausgenommen.



DE Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 2.6.2001L 149/8

Zollsatz TARIC-Zusatzcode

Thailand

Tuntex (Thailand) PLC 6,7 % 8889

Sunflag (Thailand) Ltd 4,8 % 8907

Übrige Unternehmen 20,2 % 8891“

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften in
Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Geschehen zu Brüssel am 31. Mai 2001.

Im Namen des Rates

Der Präsident

M-I. KLINGVALL
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VERORDNUNG (EG) Nr. 1079/2001 DER KOMMISSION
vom 1. Juni 2001

zur Festlegung pauschaler Einfuhrwerte für die Bestimmung der im Sektor Obst und Gemüse
geltenden Einfuhrpreise

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 3223/94 der Kommission
vom 21. Dezember 1994 mit Durchführungsbestimmungen
zur Einfuhrregelung für Obst und Gemüse (1), zuletzt geändert
durch die Verordnung (EG) Nr. 1498/98 (2), insbesondere auf
Artikel 4 Absatz 1,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Die in Anwendung der Ergebnisse der multilateralen
Handelsverhandlungen der Uruguay-Runde von der
Kommission festzulegenden, zur Bestimmung der
pauschalen Einfuhrwerte zu berücksichtigenden Kriterien
sind in der Verordnung (EG) Nr. 3223/94 für die in

ihrem Anhang angeführten Erzeugnisse und Zeiträume
festgelegt.

(2) In Anwendung der genannten Kriterien sind die im
Anhang zur vorliegenden Verordnung ausgewiesenen
pauschalen Einfuhrwerte zu berücksichtigen —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die in Artikel 4 der Verordnung (EG) Nr. 3223/94 genannten
pauschalen Einfuhrwerte sind in der Tabelle im Anhang zur
vorliegenden Verordnung festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 2. Juni 2001 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 01. Juni 2001

Für die Kommission

Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission

(1) ABl. L 337 vom 24.12.1994, S. 66.
(2) ABl. L 198 vom 15.7.1998, S. 4.



DE Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 2.6.2001L 149/10

ANHANG

zu der Verordnung der Kommission vom 1. Juni 2001 zur Festlegung pauschaler Einfuhrwerte für die Bestim-
mung der im Sektor Obst und Gemüse geltenden Einfuhrpreise

(EUR/100 kg)

KN-Code Drittland-Code (1) Pauschaler
Einfuhrpreis

0702 00 00 052 71,8
999 71,8

0707 00 05 052 59,1
628 106,1
999 82,6

0709 90 70 052 80,4
999 80,4

0805 30 10 388 59,7
999 59,7

0808 10 20, 0808 10 50, 0808 10 90 388 92,6
400 104,5
508 73,1
512 92,0
524 75,0
528 81,7
720 147,1
804 100,9
999 95,9

0809 20 95 052 373,1
400 301,0
608 244,3
999 306,1

(1) Nomenklatur der Länder gemäß der Verordnung (EG) Nr. 2032/2000 der Kommission (ABl. L 243 vom 28.9.2000,
S. 14). Der Code „999“ steht für „Verschiedenes“.



DE Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften2.6.2001 L 149/11

VERORDNUNG (EG) Nr. 1080/2001 DER KOMMISSION
vom 1. Juni 2001

zur Eröffnung und Verwaltung eines Zollkontingents für gefrorenes Rindfleisch des KN-Codes
0202 und Erzeugnisse des KN-Codes 0206 29 91 (1. Juli 2001 bis 30. Juni 2002)

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1254/1999 des Rates
vom 17. Mai 1999 über die gemeinsame Marktorganisation für
Rindfleisch (1), insbesondere auf Artikel 32 Absatz 1,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1095/96 des Rates vom
18. Juni 1996 zur Anwendung der Zugeständnisse gemäß der
nach Abschluss der Verhandlungen im Rahmen des Artikels
XXIV Absatz 6 des GATT aufgestellten Liste CXL (2), insbeson-
dere auf Artikel 1 Absatz 1,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Gemäß der Liste CXL ist für gefrorenes Rindfleisch des
KN-Codes 0202 sowie für Erzeugnisse des KN-Codes
0206 29 91 ein jährliches gemeinschaftliches Zollkon-
tingent von 53 000 Tonnen zu eröffnen. Die Durch-
führungsbestimmungen für das am 1. Juli 2001 begin-
nende Kontingentsjahr 2001/02 müssen festgelegt
werden.

(2) Für die Aufteilung des Kontingents sollte das Verfahren
der Verordnung (EG) Nr. 1254/1999 Artikel 32 Absatz
2 dritter Gedankenstrich angewandt werden, wobei jede
Diskriminierung zwischen den betreffenden Marktteil-
nehmern zu vermeiden ist. Aus diesem Grund sollte das
Kontingent auch neuen Antragstellern offen stehen.

(3) Den traditionellen Importeuren sollten deshalb auf
Antrag und anteilig zu den Mengen, die sie zwischen
dem 1. Juli 1997 und dem 30. Juni 2000 eingeführt
haben, insgesamt 70 % des Kontingents oder 37 100
Tonnen zugeteilt werden. Aufgrund von Verwaltungs-
fehlern der zuständigen nationalen Stellen ist der Zugang
der Marktteilnehmer zu diesem Kontingent einge-
schränkt. Daher sollten Bestimmungen eingeführt
werden, um etwaige Benachteiligungen ausgleichen zu
können.

(4) Auf der Grundlage eines Verfahrens, das auf der Vorlage
von Anträgen seitens der Interessenten sowie deren
Annahme durch die Kommission beruht, sollte

außerdem der zweite Teil des Kontingents oder 15 900
Tonnen Marktteilnehmern offen stehen, welche ihre
Zuverlässigkeit nachweisen und gewisse Mindestmengen
beantragen. Zum Nachweis ihrer Zuverlässigkeit müssen
diese Marktteilnehmer Belege dafür vorbringen, dass sie
zwischen dem 1. Juli 1998 und dem 30. Juni 2000 in
einem gewissen Umfang mit Drittländern Rindfleisch-
handel betrieben haben.

(5) Die Rindfleischausfuhren aus Belgien wurden 1999 stark
durch die Dioxin-Diskussion beeinträchtigt. Hinsichtlich
der vorgenannten Menge von 15 900 Tonnen sollte die
Ausfuhrlage Belgiens bei der Festlegung der Ergebniskri-
terien berücksichtigt werden.

(6) Damit die oben genannten Kriterien kontrolliert werden
können, müssen die Anträge in dem Mitgliedstaat einge-
reicht werden, in dem der Einführer in das Mehrwert-
steuerregister eingetragen ist.

(7) Um Spekulationen vorzubeugen,

— sind Marktteilnehmer, die zum 1. Juni 2001 nicht
mehr im Rindfleischhandel tätig waren, vom Zugang
zu diesem Kontingent auszuschließen;

— ist die Höhe der Sicherheit für die Einfuhrrechte
festzusetzen;

— ist die Übertragbarkeit von Einfuhrlizenzen auszu-
schließen und

— ist die Erteilung der Einfuhrlizenzen für einen Markt-
teilnehmer auf die Menge zu beschränken, für die
ihm Einfuhrrechte erteilt worden sind.

(8) Um den Marktteilnehmer zu verpflichten, für alle zuge-
teilten Einfuhrrechte Einfuhrlizenzen zu beantragen, ist
festzulegen, dass diese Pflicht als Hauptpflicht im Sinne
der Verordnung (EWG) Nr. 2220/85 der Kommission
vom 22. Juli 1985 mit gemeinsamen Durchführungs-
bestimmungen zur Regelung der Sicherheiten für land-
wirtschaftliche Erzeugnisse (3), zuletzt geändert durch die
Verordnung (EG) Nr. 1932/1999 (4), gelten soll.

(9) Vorbehaltlich der Bestimmungen dieser Verordnung
gelten für die im Rahmen dieser Verordnung ausge-
stellten Einfuhrlizenzen die Verordnung (EG) Nr. 1291/
2000 der Kommission vom 9. Juni 2000 mit gemein-
samen Durchführungsvorschriften für Einfuhr- und
Ausfuhrlizenzen sowie Vorausfestsetzungsbeschei-
nigungen für landwirtschaftliche Erzeugnisse (5) und die
Verordnung (EG) Nr. 1445/95 der Kommission vom 26.
Juni 1995 mit Durchführungsvorschriften für Einfuhr-
und Ausfuhrlizenzen für Rindfleisch und zur Aufhebung
der Verordnung (EWG) Nr. 2377/80 (6), zuletzt geändert
durch die Verordnung (EG) Nr. 24/2001 (7).

(3) ABl. L 205 vom 3.8.1985, S. 5.
(4) ABl. L 240 vom 10.9.1999, S. 11.
(5) ABl. L 152 vom 24.6.2000, S. 1.

(1) ABl. L 160 vom 26.6.1999, S. 21. (6) ABl. L 143 vom 27.6.1995, S. 35.
(2) ABl. L 146 vom 20.6.1996, S. 1. (7) ABl. L 3 vom 6.1.2001, S. 9.
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(10) Für eine effiziente Verwaltung dieses Kontingents und
insbesondere zur Verhinderung von Betrügereien ist es
erforderlich, dass die verwendeten Lizenzen an die
zuständigen Behörden zurückgereicht werden, damit
diese überprüfen können, ob die darin genannten
Mengen korrekt sind. Zu diesem Zweck sollten die
zuständigen Behörden zu einer solchen Überprüfung
verpflichtet werden. Der Betrag der bei der Lizenzertei-
lung zu leistenden Sicherheit sollte auf einer Höhe fest-
gesetzt werden, die gewährleistet, dass die Lizenzen
verwendet und an die zuständigen Behörden zurückge-
reicht werden.

(11) Der Verwaltungsausschuss für Rindfleisch hat nicht
innerhalb der ihm von seinem Vorsitzenden gesetzten
Frist Stellung genommen —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

(1) Für gefrorenes Rindfleisch des KN-Codes 0202 sowie für
Erzeugnisse des KN-Codes 0206 29 91 wird für den Zeitraum
vn 1. Juli 2001 bis zum 30. Juni 2002 ein Zollkontingent von
insgesamt 53 000 Tonnen, ausgedrückt als Fleisch ohne
Knochen, eröffnet.

Das Zollkontingent trägt die laufende Nummer 09.4003.

Bei der Anrechnung auf dieses Kontingent entsprechen 100 kg
Fleisch mit Knochen 77 kg Fleisch ohne Knochen.

(2) Im Sinne dieser Verordnung ist „gefrorenes Rindfleisch“
Fleisch, das sich zum Zeitpunkt des Verbringens in das Zollge-
biet der Gemeinschaft in gefrorenen Zustand befindet und eine
Kerntemperatur von – 12 °C oder weniger aufweist.

(3) Auf das Kontingent gemäß Absatz 1 wird ein gemein-
samer Wertzollsatz von 20 % angewendet.

Artikel 2

(1) Das Zollkontingent gemäß Artikel 1 wird in zwei Teile
aufgeteilt:

a) Der erste Teil von 70 % oder 37 100 Tonnen wird auf die
Einführer aus der Gemeinschaft anteilig zu den Mengen
aufgeteilt, die sie im Rahmen der Verordnungen (EG) Nr.
1042/97 (1), (EG) Nr. 1142/98 (2) und (EG) Nr. 995/
1999 (3) der Kommission eingeführt haben.

Die Mitgliedstaaten können jedoch als Referenzmenge die
Einfuhrrechte für das vorangegangene Jahr anerkennen, auf
die der Einführer Anspruch gehabt hätte, die jedoch infolge
eines Verwaltungsfehlers der zuständigen nationalen Stelle
nicht zugeteilt wurden.

b) Der zweite Teil von 30 % oder 15 900 Tonne wird auf
Marktteilnehmer aufgeteilt, die nachweisen, dass sie im
Handel mit Drittländern während eines bestimmten Zeit-
raums eine Mindestmenge an Rindfleisch außerhalb der

Mengen gemäß Buchstabe a) umgesetzt haben, das nicht
unter den aktiven bzw. passiven Veredelungsverkehr fiel.

(2) Zur Anwendung von Absatz 1 Buchstabe b) wird die
Menge von 15 900 Tonnen aufgeteilt auf Marktteilnehmer, die
nachweisen, dass sie

— vom 1. Juli 1998 bis zum 30. Juni 2000 außerhalb der im
Rahmen der Verordnungen (EG) Nr. 1142/98 und (EG) Nr.
995/99 eingeführten Mengen mindestens 220 Tonnen
Rindfleisch eingeführt oder

— im selben Zeitraum mindestens 450 Tonnen Rindfleisch
ausgeführt haben.

Dabei gelten als „Rindfleisch“ Erzeugnisse der KN-Codes 0201,
0202 sowie 0206 29 91 und werden die Referenzmindest-
mengen als Erzeugnisgewicht ausgedrückt.

Abweichend von den Bestimmungen des zweiten Gedanken-
strichs läuft der Ausfuhrzeitraum für die seit dem 1. Juli 1997
in Belgien ansässigen und in das Mehrwertsteuerverzeichnis
eingetragenen Marktteilnehmer vom 1. Juli 1997 bis zum 30.
Juni 1999.

(3) Die in Absatz 2 genannte Menge von 15 900 Tonnen
wird anteilig zu den Mengen aufgeteilt, die von den in Betracht
kommenden Marktteilnehmern beantragt wurden.

(4) Der Einfuhr- bzw. der Ausfuhrnachweis wird ausschließ-
lich durch die Zollbescheinigung über die Überführung in den
zollrechtlich freien Verkehr bzw. die Ausfuhranmeldung
erbracht.

Die Mitgliedstaaten können von den zuständigen Behörden
ordnungsgemäß beglaubigte Kopien der oben genannten Doku-
mente zulassen.

Artikel 3

(1) Marktteilnehmer, die am 1. Juni 2001 nicht mehr im
Rindfleischhandel tätig waren, sind von den in dieser Verord-
nung vorgesehenen Regelungen ausgeschlossen.

(2) Gesellschaften, die aus einem Zusammenschluss von
Unternehmen hervorgegangen sind, welche jeweils Rechte
gemäß Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe a) haben, können
dieselben Rechte geltend machen wie die Unternehmen, aus
denen sie hervorgegangen sind.

Artikel 4

(1) Die Anträge auf Einfurhrrechte sind vor dem 11. Juni
2001 zusammen mit dem in Artikel 2 Absatz 4 genannten
Beleg bei der zuständigen Behörde des Mitgliedstaats einzurei-
chen, in dem der Antragsteller in das Mehrwertsteuerregister
eingestragen ist. Reicht ein Antragsteller für eine der Rege-
lungen gemäß Artikel 2 Absatz 1 Buchstaben a) und b) mehr
als einen Antrag ein, so sind alle seine Anträge ungültig.

Anträge gemäß Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe b) dürfen sich
höchstens auf eine Mengen von 50 Tonnen gefrorenes Rind-
fleisch ohne Knochen beziehen.

(1) ABl. L 152 vom 11.6.1997, S. 2.
(2) ABl. L 159 vom 3.6.1998, S. 11.
(3) ABl. L 122 vom 12.5.1999, S. 3.
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(2) Nach Überprüfung der vorgelegten Unterlagen übermit-
teln die Mitgliedstaaten der Kommission bis zum 25. Juni 2001

— im Zusammenhang mit der Regelung gemäß Artikel 2
Absatz 1 Buchstabe a) ein Verzeichnis der in Betracht
kommenden Antragsteller, insbesondere mit Namen und
Anschrift und den in dem betreffenden Referenzzeitraum in
Frage kommenden eingeführten Mengen Fleisch;

— im Zusammenhang mit der Regelung gemäß Artikel 2
Absatz 1 Buchstabe b) ein Verzeichnis der in Betracht
kommenden Antragsteller, insbesondere mit Namen und
Anschrift und den beantragten Mengen sowie der Angabe,
ob Nachweise für die Einfuhr bzw. Ausfuhr erbracht
wurden.

(3) Alle Mitteilungen, einschließlich solcher mit der Angabe
„gegenstandslos“, werden über Telefax übermittelt. Dabei sind
die Formulare gemäß den Anhängen I und II zu verwenden.

Artikel 5

(1) Die Kommission entscheidet so rasch wie möglich,
inwieweit den Anträgen stattgegeben werden kann.

(2) Überschreiten die Mengen, für die Anträge auf Einfuhr-
rechte gestellt werden, die verfügbaren Mengen, so kürzt die
Kommission die beantragten Mengen um einen einheitlichen
Prozentsatz.

Artikel 6

(1) Die Sicherheit für die Einfuhrrechte beträgt 6 EUR je
100 kg Eigengewicht. Sie ist bei Beantragung der Einfuhrrechte
bei der zuständigen Behörde zu leisten.

(2) Die Einfuhrlizenzen sind für die zugeteilte Menge zu
beantragen. Dies ist eine Hauptflicht im Sinne vom Artikel 20
Absatz 2 der Verordnung (EWG) Nr. 2220/85.

(3) Führt die Entscheidung der Kommission über die Zutei-
lung gemäß Artikel 5 zur Festsetzung einer prozentualen
Verringerung, so wird die geleistete Sicherheit für die bean-
tragten Einfuhrrechte, die über die zugeteilten Rechte hinaus-
gehen, wieder freigegeben.

Artikel 7

(1) Die Einfuhr der zugeteilten Mengen ist an die Vorlage
einer oder mehrerer Einfuhrlizenzen gebunden.

(2) Der Lizenzantrag kann nur

— in dem Mitgliedstaat gestellt werden, in dem der Antrag auf
Erteilung von Einfuhrrechten gestellt worden ist;

— von dem Marktteilnehmer gestellt werden, dem Einfuhr-
rechte erteilt worden sind. Die einem Marktteilnehmer
zugeteilten Einfuhrrechte geben ihm Anrecht auf die Ertei-
lung von Einfuhrlizenzen für eine diesen Rechten entspre-
chende Menge.

(3) Nach den Zuteilungsentscheidungen der Kommission
gemäß Artikel 5 werden die Einfuhrlizenzen auf Antrag der

Marktteilnehmer, die Einfuhrrechte erhalten haben, auf deren
Namen ausgestellt.

(4) Der Lizenzantrag und die Lizenz enthalten:

a) in Feld 20 eine der folgenden Angaben:

— Carne de vacuno congelada [Reglamento (CE) no 1080/
2001]

— Frosset oksekød [Forordning (EF) nr. 1080/2001]
— Gefrorenes Rindfleisch (Verordnung (EG) Nr. 1080/

2001)
— Κατεψυγµένο βόειο κρέας [Κανονισµός (ΕΚ) αριθ. 1080/

2001]
— Frozen meat of bovine animals [Regulation (EC) No

1080/2001]
— Viande bovine congelée [Règlement (CE) no 1080/2001]
— Carni bovine congelate [Regolamento (CE) n. 1080/

2001]
— Bevroren rundvlees (Verordening (EG) nr. 1080/2001)
— Carne de bovino congelada [Regulamento (CE) n.o 1080/

2001]
— Jäädytettyä naudanlihaa (Asetus (EY) N:o 1080/2001)
— Fryst kött av nötkreatur (Förordning (EG) nr 1080/

2001);

b) in Feld 8 die Angabe des Ursprungslands;

c) in Feld 16 eine der folgenden Gruppen von Unterpositionen
der Kombinierten Nomenklatur:

0202 10 00, 0202 20, 0202 30, 0206 29 91.

Artikel 8

Zum Zwecke der Anwendung der in dieser Verordnung vorge-
sehenen Regelung unterliegt die Verbringung von gefrorenem
Rindfleisch in das Zollgebiet der Gemeinschaft den Bedin-
gungen gemäß Artikel 17 Absatz 2 Buchstabe f) der Richtlinie
72/462/EWG des Rates (1).

Artikel 9

(1) Vorbehaltlich der Bestimmungen dieser Verordnung
gelten die Verordnungen (EG) Nr. 1291/2000 und (EG) Nr.
1445/95.

(2) Abweichend von Artikel 9 Absatz 1 der Verordnung
(EG) Nr. 1291/2000 sind die nach dieser Verordnung erteilten
Einfuhrlizenzen nicht übertragbar und begründen nur dann
einen Anspruch auf das Zollkontingent, wenn sie auf denselben
Namen ausgestellt sind, der in den sie begleitenden Anmel-
dungen zur Überführung in den zollrechtlich freien Verkehr
angegeben ist.

(3) Gemäß Artikel 50 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr.
1291/2000 wird auf die Mengen, die über die in der Einfuhrli-
zenz angegebenen Mengen hinausgehen, der gesamte Zoll des
zurzeit der Überführung in den zollrechtlich freien Verkehr
geltenden Gemeinsamen Zolltarifs erhoben.

(1) ABl. L 302 vom 31.12.1972, S. 28.
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(4) Die Geltungsdauer der Einfuhrlizenzen beträgt achtzig
Tage ab dem Tag ihrer Erteilung im Sinne von Artikel 23
Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 1291/2000. Die Gültigkeit
aller Lizenzen endet jedoch am 30. Juni 2002.

(5) Die Sicherheit für die Einfuhrlizenzen beträgt 35 EUR je
100 kg Eigengewicht. Sie ist bei Beantragung der Lizenz zu
leisten.

(6) Bei Rückgabe einer Einfuhrlizenz zwecks Freigabe der
geleisteten Sicherheiten überprüfen die zuständigen Behörden,
ob die in der Lizenz angegebenen Mengen denen entsprechen,

die bei der Erteilung der Lizenz darin eingetragen waren. Für
die nicht zurückgegebenen Lizenzen führen die Mitgliedstaaten
eine Untersuchung durch, um festzustellen, durch wen und in
welchem Umfang diese Lizenzen verwendet worden sind. Sie
teilen die Ergebnisse dieser Untersuchungen unverzüglich der
Kommision mit.

Artikel 10

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer Veröffentli-
chung im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 1. Juni 2001

Für die Kommission

Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission
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ANHANG I

Telefax: (32-2) 296 60 27/(32-2) 295 36 13

Anwendung von Artikel 4 Absatz 2 erster Gedankenstrich der Verordnung (EG) Nr. 1080/2001

Laufende Nummer 09.4003

KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN GD AGRI/D/2 — RINDFLEISCHSEKTOR

Antrag auf Einfuhrrechte

Datum: . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . Zeitraum: . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

Nummer des Antragsteller
Einfuhrmengen

Antragstellers (1) (Name und Anschrift)
1042/97 1142/98 995/1999

Insgesamt

Insgesamt

Mitgliedstaat: . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . Telefax-Nr.: . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

Telefon-Nr.: . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

(1) Durchgehende Nummerierung.
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ANHANG II

Telefax: (32-2) 296 60 27/(32-2) 295 36 13

Anwendung von Artikel 4 Absatz 2 zweiter Gedankenstrich der Verordnung (EG) Nr. 1080/2001

Laufende Nummer 09.4003

KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN GD AGRI/D/2 — RINDFLEISCHSEKTOR

Antrag auf Einfuhrrechte

Datum: . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . Zeitraum: . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

Nummer des Antragsteller
Nachweis (2)

Antragstellers (1) (Name und Anschrift) Menge
Einfuhr Ausfuhr

Insgesamt

Mitgliestaat: . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . Telefax-Nr.: . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

Telefon-Nr.: . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

(1) Durchgehende Nummerierung.
(2) Es ist anzugeben, ob sich der Nachweis auf die Einfuhr oder die Ausfuhr gründet.
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VERORDNUNG (EG) Nr. 1081/2001 DER KOMMISSION
vom 1. Juni 2001

zur Änderung der Verordnungen (EG) Nr. 1476/95, (EWG) Nr. 1963/79 und (EG) Nr. 2768/98 sowie
zur Aufhebung der Verordnung (EWG) Nr. 205/73 über die Mitteilungen der Mitgliedstaaten an die

Kommission im Fettsektor

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung Nr. 136/66/EWG des Rates vom
22. September 1966 über die Errichtung einer gemeinsamen
Marktorganisation für Fette (1), zuletzt geändert durch die
Verordnung (EG) Nr. 2826/2000 (2), insbesondere auf Artikel 2
Absatz 2, Artikel 12 a und Artikel 20 a Absatz 7,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Die Bestimmungen der Verordnung (EWG) Nr. 205/73
der Kommission vom 25. Januar 1973 über die Mittei-
lungen der Mitgliedstaaten an die Kommission im Fett-
sektor (3), zuletzt geändert durch die Verordnung (EWG)
Nr. 1058/87 (4), sind von wenigen Ausnahmen abge-
sehen hinfällig geworden. Deshalb ist es angezeigt, die
Verordnung aufzuheben und die Bestimmungen der
Artikel 4 und 5 betreffend die Mitteilungen über den
Warenaustausch und die Erstattung bei der Erzeugung in
die Verordnung (EG) Nr. 1476/95 der Kommission vom
28. Juni 1995 mit besonderen Bestimmungen zur
Anwendung der Einfuhrlizenzen im Sektor Olivenöl (5)
und in die Verordnung (EWG) Nr. 1963/79 der
Kommission vom 6. September 1979 über die Durch-
führungsvorschriften zur Erzeugungserstattung für
Olivenöl zur Herstellung bestimmter Konserven (6),
zuletzt geändert durch die Verordnung (EWG) Nr. 1458/
89 (7), aufzunehmen.

(2) Die Beobachtung der Marktpreise für Olivenöl der
einzelnen Qualitäten ist erforderlich, um zu entscheiden,
ob von der Regelung der Verordnung (EG) Nr. 2768/98
der Kommission vom 21. Dezember 1998 über die
Beihilferegelung für die private Lagerhaltung von
Olivenöl (8) Gebrauch gemacht werden soll.

(3) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Verwaltungsaus-
schusses für Fette —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

(1) In die Verordnung (EG) Nr. 1476/95 wird folgender
Artikel eingefügt:

„Artikel 1a

(1) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission Folgendes
mit:

a) spätestens am 5. und 20. eines jeden Monats für die
jeweils vorausgegangene Monatshälfte die in Artikel 1
Absatz 2 Buchstabe c) der Verordnung Nr. 136/66/EWG
genannten Erzeugnisse,

b) im ersten Monat nach dem jeweiligen Wirtschaftsjahr
für die in Artikel 1 Absatz 2 Buchstaben d) und e) der
angegebenen Verordnung genannten Erzeugnisse

die Mengen, für die die Einfuhr- und Ausfuhrlizenzen erteilt
worden sind, und in den Fällen gemäß Artikel 2 Absatz 1
die Herkunft der Erzeugnisse.

Droht nach Ansicht eines Mitgliedstaats die Einfuhr oder
Ausfuhr der Mengen, für die in diesem Mitgliedstaat
Lizenzen beantragt worden sind, den Markt zu stören, so
setzt der betreffende Mitgliedstaat unverzüglich die
Kommission davon in Kenntnis und teilt ihr die entspre-
chenden Mengen mit, aufgeschlüsselt nach Mengen, für
welche Lizenzen beantragt, aber noch nicht erteilt bzw.
angenommen sind, sowie Mengen, für die während der
laufenden Monatshälfte Lizenzen erteilt wurden.

(2) Im Sinne dieses Artikels ist zu verstehen unter

a) der jedem 5. eines Monats vorausgegangenen Monats-
hälfte: der Zeitraum vom 16. bis zum Ende des Monats,
der dem genannten Zeitpunkt vorausgeht,

b) der jedem 20. eines Monats vorausgegangenen Monats-
hälfte: der Zeitraum vom 1. bis 15. des betreffenden
Monats.“

(2) In die Verordnung (EWG) Nr. 1963/79 wird folgender
Artikel eingefügt:

„Artikel 2a

Bezüglich der in Artikel 20a der Verordnung Nr. 136/
66/EWG genannten Erstattung bei der Erzeugung teilen die
Mitgliedstaaten der Kommission im ersten Monat eines
jeden Wirtschaftsjahres mit, welche Mengen Olivenöl im
vorangegangenen Wirtschaftsjahr unter Kontrolle gestellt
worden sind.“

(1) ABl. 172 vom 30.9.1966, S. 3025/66.
(2) ABl. L 328 vom 23.12.2000, S. 2.
(3) ABl. L 23 vom 29.1.1973, S. 15.
(4) ABl. L 103 vom 15.4.1987, S. 31.
(5) ABl. L 145 vom 29.6.1995, S. 35.
(6) ABl. L 227 vom 7.9.1979, S. 10.
(7) ABl. L 144 vom 27.5.1989, S. 5.
(8) ABl. L 346 vom 22.12.1998, S. 14.
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(3) In die Verordnung (EG) Nr. 2768/98 wird folgender
Artikel eingefügt:

„Artikel 3a

Die Mitgliedstaaten melden der Kommission wöchentlich
bis spätestens Mittwoch die in der Vorwoche auf den wich-
tigsten repräsentativen Märkten auf ihrem Territorium
registrierten Durchschnittspreise für Olivenöl der im
Anhang der Verordnung Nr. 136/66/EWG genannten
Qualitäten.

Die Preismeldungen sind gegebenenfalls durch Anmer-
kungen zu Umfang und Repräsentativität der Transaktionen
zu ergänzen.“

Artikel 2

Die Verordnung (EWG) Nr. 205/73 wird aufgehoben.

Artikel 3

Diese Verordnung tritt am siebten Tag nach ihrer Veröffentli-
chung im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 1. Juni 2001

Für die Kommission

Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission
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VERORDNUNG (EG) Nr. 1082/2001 DER KOMMISSION
vom 1. Juni 2001

zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 562/2000 mit Durchführungsvorschriften zur Verordnung
(EG) Nr. 1254/1999 des Rates hinsichtlich der Regelungen der öffentlichen Interventionsankäufe
für Rindfleisch sowie zur Berichtigung der Verordnung (EG) Nr. 590/2001 zur Abweichung von

bzw. zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 562/2000

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1254/1999 des Rates
vom 17. Mai 1999 über die gemeinsame Marktorganisation für
Rindfleisch (1), insbesondere auf Artikel 47 Absatz 8,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Die Verordnung (EG) Nr. 562/2000 der Kommission (2),
zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 590/
2001 (3), enthält die Durchführungsvorschriften zur
Verordnung (EG) Nr. 1254/1999 des Rates hinsichtlich
der Interventionsankäufe von Rindfleisch. Artikel 17
enthält Bestimmungen für die Übernahme des Fleischs
und die Erstkontrollen.

(2) Abweichend von Artikel 4 Absatz 2 der Verordnung
(EG) Nr. 562/2000 können gemäß Artikel 1 Absatz 2
Buschstabe b) der Verordnung (EG) Nr. 590/2001,
zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 826/
2001 (4), auch Vorderviertel, die auf Höfe der fünften
Rippe gewonnen wurden, zur Intervention angekauft
werden. Um die Situation hinsichtlich der Erstkontrollen
bei der Übernahme von Schlachtkörpervierteln zu
klären, sind die Vorschriften entsprechend zu ändern.

(3) Artikel 1 Absatz 2 Buchstabe b) der englischen Fassung
der Verordnung (EG) Nr. 590/2001 enthält einen Fehler.
Außerdem ist das Wort „Artikel“ im letzten Unterabsatz
von Artikel 1 Absatz 7 der genannten Verordnung
durch das Wort „Absatz“ zu ersetzen.

(4) Die Verordnung (EG) Nr. 562/2000 und die Verordnung
(EG) Nr. 590/2001 sollten daher entsprechend geändert
bzw. berichtigt werden.

(5) In Anbetracht der Entwicklung der Lage muss diese
Verordnung umgehend in Kraft treten.

(6) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Verwaltungsaus-
schusses für Rindfleisch —

HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Artikel 17 Absatz 3 Unterabsatz 2 der Verordnung (EG) Nr.
562/2000 erhält folgende Fassung:

„Kontrolliert werden jeweils Partien von maximal 20
Tonnen Schlachtkörperhälften, wie von der Interventions-
stelle vorgesehen. Werden jedoch Schlachtkörperviertel
angeboten, kann die Interventionsstelle Partien von mehr
als 20 Tonnen Schlachtkörperhälften zulassen. Werden
mehr als 20 % der Schlachtkörperhälften in einer Partie
abgelehnt, so wird die gesamte Partie gemäß Absatz 6
abgelehnt.“

Artikel 2

Die Verordnung (EG) Nr. 590/2001 wird wie folgt berichtigt:

1. (Betrifft nur die englische Fassung).

2. In Artikel 1 Absatz 7 erhält der erste Satz des letzten
Unterabsatzes folgende Fassung:

„Für Erzeugnisse, die gemäß diesem Absatz angekauft
werden, gilt außerdem Folgendes:“

Artikel 3

Diese Verordnung tritt am Tag ihrer Veröffentlichung im
Amsblatt der Europäischen Gemeinschaften in Kraft.

(1) ABl. L 160 vom 26.6.1999, S. 21.
(2) ABl. L 68 vom 16.3.2000, S. 22.
(3) ABl. L 86 vom 27.3.2001, S. 30.
(4) ABl. L 120 vom 28.4.2001, S. 7.
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Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 1. Juni 2001

Für die Kommission

Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission
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VERORDNUNG (EG) Nr. 1083/2001 DER KOMMISSION
vom 1. Juni 2001

zur Festsetzung der Höchsterstattung bei der Ausfuhr von geschliffenem rundkörnigem Reis im
Zusammenhang mit der Ausschreibung gemäß der Verordnung (EG) Nr. 2281/2000

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 3072/95 des Rates vom
22. Dezember 1995 über die gemeinsame Marktorganisation
für Reis (1), zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr.
1667/2000 (2), insbesondere auf Artikel 13 Absatz 3,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Durch die Verordnung (EG) Nr. 2281/2000 der
Kommission (3) wurde eine Ausschreibung zur Bestim-
mung der Erstattung bei der Ausfuhr von Reis eröffnet.

(2) Nach Artikel 5 der Verordnung (EWG) Nr. 584/75 der
Kommission (4), zuletzt geändert durch die Verordnung
(EG) Nr. 299/95 (5), kann die Kommission auf der
Grundlage der eingereichten Angebote nach dem
Verfahren des Artikels 22 der Verordnung (EG) Nr.
3072/95 die Festsetzung einer Höchstausfuhrerstattung
beschließen. Bei Festsetzung dieses Höchstbetrags finden
die in Artikel 13 der Verordnung (EG) Nr. 3072/95
genannten Kriterien Anwendung. Der Zuschlag wird

jedem Bieter erteilt, dessen Angebot der Höchstaus-
fuhrerstattung entspricht oder darunter liegt.

(3) Bei der gegenwärtigen Marktlage für den betreffenden
Reis ergibt die Anwendung der genannten Kriterien den
in Artikel 1 festgelegten Betrag.

(4) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Verwaltungsaus-
schusses für Getreide —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Höchsterstattung bei der Ausfuhr von geschliffenem rund-
körnigem Reis nach gewissen Drittländern wird im Rahmen der
in der Verordnung (EG) Nr. 2281/2000 genannten Ausschrei-
bung anhand der vom 25. bis zum 31. Mai 2001 eingereichten
Angebote auf 210,00 EUR/t festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 2. Juni 2001 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 1. Juni 2001

Für die Kommission

Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission

(1) ABl. L 329 vom 30.12.1995, S. 18.
(2) ABl. L 193 vom 29.7.2000, S. 3.
(3) ABl. L 260 vom 14.10.2000, S. 7.
(4) ABl. L 61 vom 7.3.1975, S. 25.
(5) ABl. L 35 vom 15.2.1995, S. 8.
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VERORDNUNG (EG) Nr. 1084/2001 DER KOMMISSION
vom 1. Juni 2001

zur Festsetzung der Höchsterstattung bei der Ausfuhr von geschliffenem mittelkörnigem Reis und
geschliffenem Langkornreis A im Zusammenhang mit der Ausschreibung gemäß der Verordnung

(EG) Nr. 2282/2000

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 3072/95 des Rates vom
22. Dezember 1995 über die gemeinsame Marktorganisation
für Reis (1), zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr.
1667/2000 (2), insbesondere auf Artikel 13 Absatz 3,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Durch die Verordnung (EG) Nr. 2282/2000 der
Kommission (3) wurde eine Ausschreibung zur Bestim-
mung der Erstattung bei der Ausfuhr von Reis eröffnet.

(2) Nach Artikel 5 der Verordnung (EWG) Nr. 584/75 der
Kommission (4), zuletzt geändert durch die Verordnung
(EG) Nr. 299/95 (5), kann die Kommission auf der
Grundlage der eingereichten Angebote nach dem
Verfahren des Artikels 22 der Verordnung (EG) Nr.
3072/95 die Festsetzung einer Höchstausfuhrerstattung
beschließen. Bei Festsetzung dieses Höchstbetrags finden
die in Artikel 13 der Verordnung (EG) Nr. 3072/95
genannten Kriterien Anwendung. Der Zuschlag wird

jedem Bieter erteilt, dessen Angebot der Höchstausfuhr-
erstattung entspricht oder darunter liegt.

(3) Bei der gegenwärtigen Marktlage für den betreffenden
Reis ergibt die Anwendung der genannten Kriterien den
in Artikel 1 festgelegten Betrag.

(4) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Verwaltungsaus-
schusses für Getreide —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Höchsterstattung bei der Ausfuhr von geschliffenem mittel-
körnigem Reis und geschliffenem Langkornreis A nach
gewissen europäischen Drittländern wird im Rahmen der in der
Verordnung (EG) Nr. 2282/2000 genannten Ausschreibung
anhand der vom 25. bis zum 31. Mai 2001 eingereichten
Angebote auf 215,00 EUR/t festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 2. Juni 2001 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 1. Juni 2001

Für die Kommission

Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission

(1) ABl. L 329 vom 30.12.1995, S. 18.
(2) ABl. L 193 vom 29.7.2000, S. 3.
(3) ABl. L 260 vom 14.10.2000, S. 10.
(4) ABl. L 61 vom 7.3.1975, S. 25.
(5) ABl. L 35 vom 15.2.1995, S. 8.
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VERORDNUNG (EG) Nr. 1085/2001 DER KOMMISSION
vom 1. Juni 2001

zur Festsetzung der Höchsterstattung bei der Ausfuhr von geschliffenem mittelkörnigem Reis und
geschliffenem Langkornreis A im Zusammenhang mit der Ausschreibung gemäß der Verordnung

(EG) Nr. 2283/2000

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 3072/95 des Rates vom
22. Dezember 1995 über die gemeinsame Marktorganisation
für Reis (1), zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr.
1667/2000 (2), insbesondere auf Artikel 13 Absatz 3,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Durch die Verordnung (EG) Nr. 2283/2000 der
Kommission (3) wurde eine Ausschreibung zur Bestim-
mung der Erstattung bei der Ausfuhr von Reis eröffnet.

(2) Nach Artikel 5 der Verordnung (EWG) Nr. 584/75 der
Kommission (4), zuletzt geändert durch die Verordnung
(EG) Nr. 299/95 (5), kann die Kommission auf der
Grundlage der eingereichten Angebote nach dem
Verfahren des Artikels 22 der Verordnung (EG) Nr.
3072/95 die Festsetzung einer Höchstausfuhrerstattung
beschließen. Bei Festsetzung dieses Höchstbetrags finden
die in Artikel 13 der Verordnung (EG) Nr. 3072/95
genannten Kriterien Anwendung. Der Zuschlag wird

jedem Bieter erteilt, dessen Angebot der Höchstausfuhr-
erstattung entspricht oder darunter liegt.

(3) Bei der gegenwärtigen Marktlage für den betreffenden
Reis ergibt die Anwendung der genannten Kriterien den
in Artikel 1 festgelegten Betrag.

(4) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Verwaltungsaus-
schusses für Getreide —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Höchsterstattung bei der Ausfuhr von geschliffenem mittel-
körnigem Reis und geschliffenem Langkornreis A nach
gewissen Drittländern wird im Rahmen der in der Verordnung
(EG) Nr. 2283/2000 genannten Ausschreibung anhand der
vom 25. bis zum 31. Mai 2001 eingereichten Angebote auf
225,00 EUR/t festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 2. Juni 2001 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 1. Juni 2001

Für die Kommission

Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission

(1) ABl. L 329 vom 30.12.1995, S. 18.
(2) ABl. L 193 vom 29.7.2000, S. 3.
(3) ABl. L 260 vom 14.10.2000, S. 13.
(4) ABl. L 61 vom 7.3.1975, S. 25.
(5) ABl. L 35 vom 15.2.1995, S. 8.
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VERORDNUNG (EG) Nr. 1086/2001 DER KOMMISSION
vom 1. Juni 2001

zur Festsetzung der Höchsterstattung bei der Ausfuhr von geschliffenem langkörnigem Reis im
Zusammenhang mit der Ausschreibung gemäß der Verordnung (EG) Nr. 2284/2000

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 3072/95 des Rates vom
22. Dezember 1995 über die gemeinsame Marktorganisation
für Reis (1), zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr.
1667/2000 (2), insbesondere auf Artikel 13 Absatz 3,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Durch die Verordnung (EG) Nr. 2284/2000 der
Kommission (3) wurde eine Ausschreibung zur Bestim-
mung der Erstattung bei der Ausfuhr von Reis eröffnet.

(2) Nach Artikel 5 der Verordnung (EWG) Nr. 584/75 der
Kommission (4), zuletzt geändert durch die Verordnung
(EG) Nr. 299/95 (5), kann die Kommission auf der
Grundlage der eingereichten Angebote nach dem
Verfahren des Artikels 22 der Verordnung (EG) Nr.
3072/95 die Festsetzung einer Höchstausfuhrerstattung
beschließen. Bei Festsetzung dieses Höchstbetrags finden
die im Artikel 13 der Verordnung (EG) Nr. 3072/95
genannten Kriterien Anwendung. Der Zuschlag wird

jedem Bieter erteilt, dessen Angebot der Höchstausfuh-
rerstattung entspricht oder darunter liegt.

(3) Bei der gegenwärtigen Marktlage für den betreffenden
Reis ergibt die Anwendung der genannten Kriterien den
in Artikel 1 festgelegten Betrag.

(4) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Verwaltungsaus-
schusses für Getreide —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Höchsterstattung bei der Ausfuhr von geschliffenem lang-
körnigem Reis des KN-Codes 1006 30 67 nach gewissen Dritt-
ländern wird im Rahmen der in der Verordnung (EG) Nr.
2284/2000 genannten Ausschreibung anhand der vom 25. bis
zum 31. Mai 2001 eingereichten Angebote auf 315,00 EUR/t
festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 2. Juni 2001 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 1. Juni 2001

Für die Kommission

Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission

(1) ABl. L 329 vom 30.12.1995, S. 18.
(2) ABl. L 193 vom 29.7.2000, S. 3.
(3) ABl. L 260 vom 14.10.2000, S. 16.
(4) ABl. L 61 vom 7.3.1975, S. 25.
(5) ABl. L 35 vom 15.2.1995, S. 8.



DE Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften2.6.2001 L 149/25

VERORDNUNG (EG) Nr. 1087/2001 DER KOMMISSION
vom 1. Juni 2001

zur Festsetzung der Höchstsubvention bei der Lieferung von geschältem Langkornreis nach der
Insel Réunion im Rahmen der Ausschreibung gemäß der Verordnung (EG) Nr. 2285/2000

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 3072/95 des Rates vom
22. Dezember 1995 über die gemeinsame Marktorganisation
für Reis (1), zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr.
1667/2000 (2), insbesondere auf Artikel 10 Absatz 1,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 2692/89 der Kommis-
sion vom 6. September 1989 mit Durchführungsbestim-
mungen für die Lieferung von Reis nach der Insel Réunion (3),
geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 1453/1999 (4), insbe-
sondere auf Artikel 9 Absatz 1,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Mit der Verordnung (EG) Nr. 2285/2000 der Kommis-
sion (5) wurde eine Ausschreibung der Subvention bei
der Lieferung von Reis nach der Insel Réunion eröffnet.

(2) Nach Artikel 9 der Verordnung (EWG) Nr. 2692/89
kann die Kommission auf der Grundlage der einge-
reichten Angebote nach dem Verfahren des Artikels 22
der Verordnung (EG) Nr. 3072/95 beschließen, eine
Höchstsubvention festzusetzen.

(3) Bei dieser Festsetzung sind insbesondere die Kriterien der
Artikel 2 und 3 der Verordnung (EWG) Nr. 2692/89 zu
berücksichtigen. Den Zuschlag erhalten die Bieter, deren
Angebot der Höchstsubvention entspricht oder darunter
liegt.

(4) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Verwaltungsaus-
schusses für Getreide —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Höchstsubvention bei der Lieferung von geschältem Lang-
kornreis des KN-Codes 1006 20 98 nach der Insel Réunion
wird auf der Grundlage der vom 28. bis zum 31. Mai 2001 im
Rahmen der Ausschreibung gemäß der Verordnung (EG) Nr.
2285/2000 eingereichten Angebote auf 333,00 EUR/t festge-
setzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 2. Juni 2001 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 1. Juni 2001

Für die Kommission

Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission

(1) ABl. L 329 vom 30.12.1995, S. 18.
(2) ABl. L 193 vom 29.7.2000, S. 3.
(3) ABl. L 261 vom 7.9.1989, S. 8.
(4) ABl. L 167 vom 2.7.1999, S. 19.
(5) ABl. L 260 vom 14.10.2000, S. 19.
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VERORDNUNG (EG) Nr. 1088/2001 DER KOMMISSION
vom 1. Juni 2001

zur Festsetzung der Höchstpreise für den Ankauf von Rindfleisch im Rahmen der 4. Teilausschrei-
bung gemäß der Verordnung (EG) Nr. 690/2001

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1254/1999 des Rates
vom 17. Mai 1999 über die gemeinsame Marktorganisation für
Rindfleisch (1),

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 690/2001 der Kommis-
sion vom 3. April 2001 über besondere Marktstützungsmaß-
nahmen im Rindfleischsektor (2), insbesondere auf Artikel 3
Absatz 1,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) In Anwendung von Artikel 2 Absatz 2 der Verordnung
(EG) Nr. 690/2001 wird die 4. Teilausschreibung am 28.
Mai 2001 in den Mitgliedstaaten eröffnet, die in der
Verordnung (EG) Nr. 713/2001 der Kommission vom
10. April 2001 über den Ankauf von Rindfleisch im
Rahmen der Verordnung (EG) Nr. 690/2001 (3), zuletzt
geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 1009/2001 (4),
aufgelistet sind.

(2) Gemäß Artikel 3 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr.
690/2001 wird gegebenenfalls unter Zugrundelegung
der eingereichten Angebote ein Höchstankaufspreis für
die jeweilige Bezugsklasse festgesetzt, wobei die Bestim-
mungen von Artikel 3 Absatz 2 derselben Verordnung
Berücksichtigung finden.

(3) Um eine angemessene Stützung des Rindfleischmarkts
zu erzielen, sollte für jeden beteiligten Mitgliedstaat ein
Höchstankaufspreis festgesetzt werden. Da die Marktp-
reise in den Mitgliedstaaten unterschiedlich hoch sind,
sollten unterschiedliche Höchstankaufspreise festgesetzt
werden.

(4) Angesichts der Dringlichkeit der Stützungsmaßnahmen
sollte die vorliegende Verordnung unverzüglich in Kraft
treten.

(5) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Verwaltungsaus-
schusses für Rindfleisch —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Im Rahmen der am 28. Mai 2001 zu eröffnenden 4. Teilaus-
schreibung gemäß der Verordnung (EG) Nr. 690/2001 wird
folgender Höchstankaufspreis festgesetzt:

— Deutschland: 165,00 EUR/kg.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 2. Juni 2001 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 1. Juni 2001

Für die Kommission

Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission

(1) ABl. L 160 vom 26.6.1999, S. 21.
(2) ABl. L 95 vom 5.4.2001, S. 8.
(3) ABl. L 100 vom 11.4.2001, S. 3.
(4) ABl. L 140 vom 24.5.2001, S. 29.
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VERORDNUNG (EG) Nr. 1089/2001 DER KOMMISSION
vom 1. Juni 2001

zur Festsetzung der Ausfuhrerstattungen im Rindfleischsektor

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1254/1999 des Rates
vom 17. Mai 1999 über die gemeinsame Marktorganisation für
Rindfleisch (1), insbesondere auf Artikel 33 Absatz 12,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Gemäß Artikel 33 der Verordnung (EWG) Nr. 1254/
1999 kann der Unterschied zwischen den Weltmarkt-
preisen und den Preisen in der Gemeinschaft für die in
Artikel 1 der genannten Verordnung aufgeführten
Erzeugnisse durch eine Erstattung bei der Ausfuhr ausge-
glichen werden.

(2) Mit den Verordnungen (EWG) Nr. 32/82 der Kommis-
sion (2), zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr.
744/2000 (3), (EWG) Nr. 1964/82 der Kommission (4),
zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 2772/
2000 (5), und (EWG) Nr. 2388/84 der Kommission (6),
zuletzt geändert durch die Verordnung (EWG) Nr. 3661/
92 (7), sind die Bedingungen für die Gewährung von
besonderen Erstattungen bei der Ausfuhr von
bestimmten Rindfleischarten und -konserven festgelegt
worden.

(3) Die Anwendung dieser Modalitäten auf die voraussicht-
liche Marktsituation im Rindfleischsektor führt dazu, die
Erstattung wie folgt festzusetzen.

(4) Wegen der Marktlage in der Gemeinschaft und der
insbesondere in bestimmten Drittländern bestehenden
Absatzmöglichkeiten werden für Schlachtrinder mit
einem Lebendgewicht von mehr als 220 und höchstens
300 kg sowie für ausgewachsene Rinder mit einem
Lebendgewicht von 300 kg oder mehr Ausfuhrerstat-
tungen gewährt.

(5) Es erscheint angebracht, bei der Ausfuhr nach
bestimmten Bestimmungsländern von bestimmtem
frischem oder gekühltem Fleisch, das im Anhang unter
dem KN-Code 0201 aufgeführt ist, von bestimmtem
gefrorenen Fleisch, das im Anhang unter dem KN-Code
0202 aufgeführt ist, von bestimmten Schlachtneben-

erzeugnissen, die im Anhang unter dem KN-Code 0206
aufgeführt sind, sowie von bestimmten anderen Zuberei-
tungen und Konserven von Fleisch und Schlachtneben-
erzeugnissen, die im Anhang unter dem KN-Code
1602 50 10 aufgeführt sind, Ausfuhrerstattungen zu
gewähren.

(6) Die Erzeugnisse der bei Erstattungen verwendeten
Erzeugniscodes 0201 20 90 9700 und
0202 20 90 9100 weisensehr unterschiedliche Merk-
male auf. Daher ist die Erstattung nur für Teilstücke zu
gewähren, bei denen das Gewicht der Knochen nicht
mehr als ein Drittel beträgt.

(7) Für Fleisch von Rindern, ohne Knochen, gesalzen und
getrocknet, bestehen traditionelle Handelsströme nach
der Schweiz. Um diesen Handel in dem notwendigen
Umfang aufrechtzuerhalten, empfiehlt es sich, die Erstat-
tung auf einen Betrag festzusetzen, der den Unterschied
zwischen den Preisen auf dem schweizerischen Markt
und den Ausfuhrpreisen der Mitgliedstaaten ausgleicht.

(8) Für einige andere im Anhang unter den KN-Codes
1602 50 31 bis 1602 50 80 aufgeführte Angebots-
formen und Konserven von Fleisch und Schlachtneben-
erzeugnissen kann die Teilnahme der Gemeinschaft am
internationalen Handel durch Gewährung einer Erstat-
tung aufrechterhalten werden, deren Betrag unter
Berücksichtigung der bisher den Exporteuren gewährten
Erstattung ermittelt wird.

(9) Für die übrigen Erzeugnisse des Rindfleischsektors ist es
wegen der schwachen Beteiligung der Gemeinschaft am
Welthandel unangebracht, eine Erstattung festzusetzen.

(10) Mit der Verordnung (EWG) Nr. 3846/87 der Kommis-
sion (8), zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr.
2849/2000 (9), ist eine Nomenklatur der landwirtschaft-
lichen Erzeugnisse für Ausfuhrerstattungen erstellt
worden.

(11) Um die Ausfuhrzollförmlichkeiten für die Wirtschaftsbe-
teiligten zu vereinfachen, ist es angezeigt, die Erstat-
tungsbeträge für sämtliches gefrorenes Fleisch denen
anzugleichen, die für frisches oder gekühltes Fleisch,
ausgenommen Fleisch von ausgewachsenen männlichen
Rindern, gewährt werden.

(1) ABl. L 160 vom 26.6.1999, S. 21.
(2) ABl. L 4 vom 8.1.1982, S. 11.
(3) ABl. L 89 vom 11.4.2000, S. 3.
(4) ABl. L 212 vom 21.7.1982, S. 48.
(5) ABl. L 321 vom 19.12.2000, S. 35.
(6) ABl. L 221 vom 18.8.1984, S. 28. (8) ABl. L 366 vom 24.12.1987, S. 1.
(7) ABl. L 370 vom 19.12.1992, S. 16. (9) ABl. L 335 vom 30.12.2000, S. 1.
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(12) Zur Verstärkung der Kontrolle der Erzeugnisse des KN-
Codes 1602 50 sollte vorgesehen werden, daß für
bestimmte dieser Erzeugnisse eine Erstattung nur im Fall
der Herstellung gemäß Artikel 4 der Verordnung (EWG)
Nr. 565/80 des Rates vom 4. März 1980 über die
Vorauszahlung von Ausfuhrerstattungen für landwirt-
schaftliche Erzeugnisse (1), in der Fassung der Verord-
nung (EWG) Nr. 2026/83 (2), gewährt werden darf.

(13) Um bei der Ausfuhr bestimmter reinrassiger Zuchtrinder
Missbräuche zu vermeiden, sollte die für weibliche Tiere
zu gewährende Erstattung nach dem Alter der Tiere
differenziert werden.

(14) Für die Ausfuhr von Färsen für andere Zwecke als die
Schlachtung bieten mehrere Drittländer gute Möglich-
keiten. Zur Verhütung von Missbrauch sind jedoch
Kontrollvorschriften zu erlassen, die sicherstellen, dass es
sich um höchstens 36 Monate alte Tiere handelt.

(15) Die Bedingungen von Artikel 6 Absatz 2 der Verord-
nung (EWG) Nr. 1964/82 führen zu einer Verringerung
der Sondererstattung, wenn die Menge des zur Ausfuhr
bestimmten entbeinten Fleisches weniger als 95 %, aber
mindestens 85 % der Gesamtmenge der aus der Entbei-
nung stammenden Teilstücke entspricht.

(16) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Verwaltungsaus-
schusses für Rindfleisch —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

(1) Die Erzeugnisse, bei deren Ausfuhr die in Artikel 33 der
Verordnung (EWG) Nr. 1254/1999 genannte Erstattung

gewährt wird, und die jeweiligen Erstattungsbeträge sowie die
Bestimmungen sind in Anhang dieser Verordnung angegeben.

(2) Die Erzeugnisse müssen die jeweiligen Bedingungen für
das Genußtauglichkeitskennzeichen gemäß

— Anhang I Kapitel XI der Richtlinie 64/433/EWG des
Rates (3),

— Anhang I Kapitel VI der Richtlinie 94/65/EG des Rates (4),
— Anhang B Kapitel VI der Richtlinie 77/99/EWG des

Rates (5) erfüllen.

Artikel 2

Die Gewährung der Erstattung für die Ausfuhr von Erzeug-
nissen des Erzeugniscodes 0102 90 59 9000 der Erstattungsno-
menklatur nach dem im Anhang genannten Drittland 075 setzt
voraus, dass bei der Erfüllung der Ausfuhrzollförmlichkeiten
das Original und eine Kopie eines Gesundheitszeugnisses
vorgelegt werden, in dem ein Amtstierarzt durch seine Unter-
schrift bescheinigt, dass es sich tatsächlich um höchstens 36
Monate alte Färsen handelt. Das Original des Zeugnisses wird
dem Ausführer ausgehändigt, die Kopie davon wird nach ihrer
Beglaubigung durch die Zollbehörde dem Antrag auf Gewäh-
rung der Erstattung beigefügt.

Artikel 3

In dem Fall gemäß Artikel 6 Absatz 2 Unterabsatz 3 der
Verordnung (EWG) Nr. 1964/82 wir die Erstattung für die
Erzeugnisse des Codes 0201 30 00 9100 um 14,00 EUR/
100 kg verringert.

Artikel 4

Diese Verordnung tritt am 5. Juni 2001 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 1. Juni 2001

Für die Kommission

Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission

(3) ABl L 121 vom 29.7.1964, S. 2012/64.
(1) ABl. L 62 vom 7.3.1980, S. 5. (4) ABl. L 368 vom 31.12.1994, S. 10.
(2) ABl. L 199 vom 22.7.1983, S. 12. (5) ABl. L 26 vom 31.1.1977, S. 85.
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Erzeugniscode Bestimmung Maßeinheit Erstattungsbetrag (7)

ANHANG

zur Verordnung der Kommission vom 1. Juni 2001 zur Festsetzung der Ausfuhrerstattungen im Rindfleisch-
sektor

0102 10 10 9120 A00 EUR/100 kg Lebendgewicht 53,00

0102 10 10 9130 B02 EUR/100 kg Lebendgewicht 15,50
B03 EUR/100 kg Lebendgewicht 9,50
039 EUR/100 kg Lebendgewicht 5,00

0102 10 30 9120 A00 EUR/100 kg Lebendgewicht 53,00

0102 10 30 9130 B02 EUR/100 kg Lebendgewicht 15,50
B03 EUR/100 kg Lebendgewicht 9,50
039 EUR/100 kg Lebendgewicht 5,00

0102 10 90 9120 A00 EUR/100 kg Lebendgewicht 53,00

0102 90 41 9100 B02 EUR/100 kg Lebendgewicht 41,00

0102 90 51 9000 B02 EUR/100 kg Lebendgewicht 15,50
B03 EUR/100 kg Lebendgewicht 9,50
039 EUR/100 kg Lebendgewicht 5,00

0102 90 59 9000 B02 EUR/100 kg Lebendgewicht 15,50
B03 EUR/100 kg Lebendgewicht 9,50
039 EUR/100 kg Lebendgewicht 5,00
075 (9) EUR/100 kg Lebendgewicht 53,00

0102 90 61 9000 B02 EUR/100 kg Lebendgewicht 15,50
B03 EUR/100 kg Lebendgewicht 9,50
039 EUR/100 kg Lebendgewicht 5,00

0102 90 69 9000 B02 EUR/100 kg Lebendgewicht 15,50
B03 EUR/100 kg Lebendgewicht 9,50
039 EUR/100 kg Lebendgewicht 5,00

0102 90 71 9000 B02 EUR/100 kg Lebendgewicht 41,00
B03 EUR/100 kg Lebendgewicht 23,00
039 EUR/100 kg Lebendgewicht 14,00

0102 90 79 9000 B02 EUR/100 kg Lebendgewicht 41,00
B03 EUR/100 kg Lebendgewicht 23,00
039 EUR/100 kg Lebendgewicht 14,00

0201 10 00 9110 (1) B02 EUR/100 kg Nettogewicht 71,50
B03 EUR/100 kg Nettogewicht 43,00
039 EUR/100 kg Nettogewicht 23,50

0201 10 00 9120 B02 EUR/100 kg Nettogewicht 33,50
B03 EUR/100 kg Nettogewicht 10,00
039 EUR/100 kg Nettogewicht 11,50

0201 10 00 9130 (1) B02 EUR/100 kg Nettogewicht 97,00
B03 EUR/100 kg Nettogewicht 56,50
039 EUR/100 kg Nettogewicht 33,50

0201 10 00 9140 B02 EUR/100 kg Nettogewicht 46,00
B03 EUR/100 kg Nettogewicht 14,00
039 EUR/100 kg Nettogewicht 16,00

0201 20 20 9110 (1) B02 EUR/100 kg Nettogewicht 97,00
B03 EUR/100 kg Nettogewicht 56,50
039 EUR/100 kg Nettogewicht 33,50
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Erzeugniscode Bestimmung Maßeinheit Erstattungsbetrag (7)

0201 20 20 9120 B02 EUR/100 kg Nettogewicht 46,00
B03 EUR/100 kg Nettogewicht 14,00
039 EUR/100 kg Nettogewicht 16,00

0201 20 30 9110 (1) B02 EUR/100 kg Nettogewicht 71,50
B03 EUR/100 kg Nettogewicht 43,00
039 EUR/100 kg Nettogewicht 23,50

0201 20 30 9120 B02 EUR/100 kg Nettogewicht 33,50
B03 EUR/100 kg Nettogewicht 10,00
039 EUR/100 kg Nettogewicht 11,50

0201 20 50 9110 (1) B02 EUR/100 kg Nettogewicht 123,00
B03 EUR/100 kg Nettogewicht 71,50
039 EUR/100 kg Nettogewicht 41,00

0201 20 50 9120 B02 EUR/100 kg Nettogewicht 58,50
B03 EUR/100 kg Nettogewicht 17,50
039 EUR/100 kg Nettogewicht 19,50

0201 20 50 9130 (1) B02 EUR/100 kg Nettogewicht 71,50
B03 EUR/100 kg Nettogewicht 43,00
039 EUR/100 kg Nettogewicht 23,50

0201 20 50 9140 B02 EUR/100 kg Nettogewicht 33,50
B03 EUR/100 kg Nettogewicht 10,00
039 EUR/100 kg Nettogewicht 11,50

0201 20 90 9700 B02 EUR/100 kg Nettogewicht 33,50
B03 EUR/100 kg Nettogewicht 10,00
039 EUR/100 kg Nettogewicht 11,50

0201 30 00 9050 400 (3) EUR/100 kg Nettogewicht 23,50
404 (4) EUR/100 kg Nettogewicht 23,50

0201 30 00 9060 (6) B02 EUR/100 kg Nettogewicht 46,00
B03 EUR/100 kg Nettogewicht 13,00
039 EUR/100 kg Nettogewicht 15,00

809, 822 EUR/100 kg Nettogewicht 37,00

0201 30 00 9100 (2) (6) B02 EUR/100 kg Nettogewicht 172,00
B03 EUR/100 kg Nettogewicht 102,00
039 EUR/100 kg Nettogewicht 60,00

809, 822 EUR/100 kg Nettogewicht 152,50

0201 30 00 9120 (2) (6) B08 EUR/100 kg Nettogewicht 94,50
B09 EUR/100 kg Nettogewicht 88,00
B03 EUR/100 kg Nettogewicht 56,50
039 EUR/100 kg Nettogewicht 33,00

809, 822 EUR/100 kg Nettogewicht 83,50
0202 10 00 9100 B02 EUR/100 kg Nettogewicht 33,50

B03 EUR/100 kg Nettogewicht 10,00
039 EUR/100 kg Nettogewicht 11,50

0202 10 00 9900 B02 EUR/100 kg Nettogewicht 46,00
B03 EUR/100 kg Nettogewicht 14,00
039 EUR/100 kg Nettogewicht 16,00

0202 20 10 9000 B02 EUR/100 kg Nettogewicht 46,00
B03 EUR/100 kg Nettogewicht 14,00
039 EUR/100 kg Nettogewicht 16,00

0202 20 30 9000 B02 EUR/100 kg Nettogewicht 33,50
B03 EUR/100 kg Nettogewicht 10,00
039 EUR/100 kg Nettogewicht 11,50
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Erzeugniscode Bestimmung Maßeinheit Erstattungsbetrag (7)

0202 20 50 9100 B02 EUR/100 kg Nettogewicht 58,50
B03 EUR/100 kg Nettogewicht 17,50
039 EUR/100 kg Nettogewicht 19,50

0202 20 50 9900 B02 EUR/100 kg Nettogewicht 33,50
B03 EUR/100 kg Nettogewicht 10,00
039 EUR/100 kg Nettogewicht 11,50

0202 20 90 9100 B02 EUR/100 kg Nettogewicht 33,50
B03 EUR/100 kg Nettogewicht 10,00
039 EUR/100 kg Nettogewicht 11,50

0202 30 90 9100 400 (3) EUR/100 kg Nettogewicht 23,50
404 (4) EUR/100 kg Nettogewicht 23,50

0202 30 90 9200 (6) B02 EUR/100 kg Nettogewicht 46,00
B03 EUR/100 kg Nettogewicht 13,00
039 EUR/100 kg Nettogewicht 15,00

809, 822 EUR/100 kg Nettogewicht 37,00

0206 10 95 9000 B02 EUR/100 kg Nettogewicht 46,00
B03 EUR/100 kg Nettogewicht 13,00
039 EUR/100 kg Nettogewicht 15,00

809, 822 EUR/100 kg Nettogewicht 37,00

0206 29 91 9000 B02 EUR/100 kg Nettogewicht 46,00
B03 EUR/100 kg Nettogewicht 13,00
039 EUR/100 kg Nettogewicht 15,00

809, 822 EUR/100 kg Nettogewicht 37,00

0210 20 90 9100 039 EUR/100 kg Nettogewicht 23,00

1602 50 10 9170 (8) B02 EUR/100 kg Nettogewicht 22,50
B03 EUR/100 kg Nettogewicht 15,00
039 EUR/100 kg Nettogewicht 17,50

1602 50 31 9125 (5) A00 EUR/100 kg Nettogewicht 88,50

1602 50 31 9325 (5) A00 EUR/100 kg Nettogewicht 79,00

1602 50 39 9125 (5) A00 EUR/100 kg Nettogewicht 88,50

1602 50 39 9325 (5) A00 EUR/100 kg Nettogewicht 79,00

1602 50 39 9425 (5) A00 EUR/100 kg Nettogewicht 30,00

1602 50 39 9525 (5) A00 EUR/100 kg Nettogewicht 30,00

1602 50 80 9535 (8) A00 EUR/100 kg Nettogewicht 17,50

(1) Die Zuordnung zu dieser Unterposition ist abhängig von der Vorlage der Bescheinigung gemäß dem Anhang der geänderten Verordnung
(EWG) Nr. 32/82.

(2) Die Gewährung der Erstattung ist abhängig von der Einhaltung der Bedingungen gemäß der geänderten Verordnung (EWG) Nr. 1964/82.

(3) Ausgeführt gemäß den Bedingungen der geänderten Verordnung (EWG) Nr. 2973/79 der Kommission (ABl. L 336 vom 29.12.1979, S.
44).

(4) Ausgeführt gemäß den Bedingungen der geänderten Verordnung (EG) Nr. 2051/96 der Kommission (ABl. L 274 vom 26.10.1996, S. 18).

(5) ABl. L 221 vom 18.8.1984, S. 28.

(6) Der Gehalt an magerem Rindfleisch außer Fett wird anhand des Analyseverfahrens im Anhang der Verordnung (EWG) Nr. 2429/86 der
Kommission (ABl. L 210 vom 1.8.1986, S. 39) bestimmt.

Der Begriff „durchschnittlicher Gehalt“ bezieht sich auf die Menge der Probe gemäß der Begriffsbestimmung des Artikels 2 Absatz 1 der
Verordnung (EG) Nr. 2457/97 (ABl. L 340 vom 11.12.1997, S. 29). Die Probe wird aus dem Teil der betreffenden Partie entnommen, in
der das Risiko am höchsten ist.

(7) Gemäß Artikel 33 Absatz 10 der geänderten Verordnung (EG) Nr. 1254/1999 wird bei der Ausfuhr von Erzeugnissen, die aus
Drittländern eingeführt und nach Drittländern wiederausgeführt werden, keine Erstattung gewährt.

(8) Die Gewährung der Erstattung setzt die Herstellung gemäß Artikel 4 der geänderten Verordnung (EWG) Nr. 565/80 voraus.

(9) Die Erstattung wird nur gewährt, wenn die Bedingungen nach Artikel 2 erfüllt sind.

NB: Die Erzeugniscodes sowie die Bestimmungscodes Serie „A“ sind in der geänderten Verordnung (EWG) Nr. 3846/87
der Kommission (ABl. L 366 vom 24.12.1987, S. 1) festgelegt.

Die Zahlencodes für das Bestimmungsland/Gebiet sind in der Verordnung (EG) Nr. 2032/2000 (ABl. L 243 vom
28.9.2000, S. 14).



DE Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 2.6.2001L 149/32

Die anderen Bestimmungen sind wie folgt definiert:
B02: B08 und B09
B03: Ceuta, Melilla, Island, Norwegen, Färöer, Andorra, Gibraltar, Vatikanstadt, Estland, Lettland, Litauen, Polen, die

Tschechische Republik, die Slowakei, Ungarn, Rumänien, Bulgarien, Albanien, Slowenien, Kroatien, Bosnien
und Herzegowina, Jugoslawien, die Ehemalige Jugoslawische Republik Mazedonien, die Gebiete der Gemeinden
Livigno und Campione d'Italia, die Insel Helgoland, Grönland, Zypern, Schiffs- und Luftfahrzeugbedarf (Bestim-
mungen im Sinne der Artikel 36 und 45 sowie gegebenenfalls des Artikels 44 der Verordnung (EG) Nr.
800/1999 der Kommission in ihrer geänderten Fassung)

B08: Malta, Türkei, Ukraine, Belarus, die Republik Moldau, die Russische Föderation, Georgien, Armenien, Aserbaid-
schan, Kasachstan, Turkmenistan, Usbekistan, Tadschikistan, Kirgisistan, Marokko, Algerien, Tunesien, Libysch-
Arabische Dschamahirija, Ägypten, Libanon, die Arabische Republik Syrien, Irak, die Islamische Republik Iran,
Israel, Westjordanland/Gazastreifen, Jordanien, Saudi-Arabien, Kuwait, Bahrain, Katar, die Vereinigten Arabi-
schen Emirate, Oman, Jemen, Pakistan, Sri Lanka, Myanmar (ehemals Birma), Thailand, Vietnam, Indonesien,
Philippinen, China, die Demokratische Volksrepublik Korea, Hongkong

B09: Sudan, Mauretanien, Mali, Burkina Faso, Niger, Tschad, Kap Verde, Senegal, Gambia, Guinea-Bissau, Guinea,
Sierra Leone, Liberia, Côte d'Ivoire, Ghana, Togo, Benin, Nigeria, Kamerun, die Zentralafrikanische Republik,
Äquatorialguinea, Sao Thomé und Principe, Gabun, die Republik Kongo, die Demokratische Republik Kongo,
Ruanda, Burundi, St. Helena, Angola, Äthiopien, Eritrea, Dschibuti, Somalia, Uganda, die Vereinigte Republik
Tansania, Seychellen, das Britische Gebiet im Indischen Ozean, Mosambik, Mauritius, Komoren, Mayotte,
Sambia, Malawi, Südafrika, Lesotho
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VERORDNUNG (EG) Nr. 1090/2001 DER KOMMISSION
vom 1. Juni 2001

zur Festsetzung der Höchstpreise und -mengen für den Ankauf von Rindfleisch zur Intervention
im Rahmen der 268. Teilausschreibung der allgemeinen Interventionsmaßnahmen gemäß der

Verordnung (EWG) Nr. 1627/89

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1254/1999 des Rates
vom 17. Mai 1999 über die gemeinsame Marktorganisation für
Rindfleisch (1), insbesondere auf Artikel 47 Absatz 8,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) In der Verordnung (EG) Nr. 562/2000 der Kommission
vom 15. März 2000 mit Durchführungsvorschriften zur
Verordnung (EG) Nr. 1254/1999 des Rates hinsichtlich
der Regelungen der öffentlichen Interventionsankäufe für
Rindfleisch (2), geändert durch die Verordnung (EG) Nr.
590/2001 (3), sind die Vorschriften für die öffentlichen
Interventionsankäufe festgelegt. Entsprechend den
Bestimmungen der genannten Verordnung wurde mit
Artikel 1 Absatz 1 der Verordnung (EWG) Nr. 1627/89
der Kommission vom 9. Juni 1989 über den Ankauf von
Rindfleisch durch Ausschreibung (4), zuletzt geändert
durch die Verordnung (EG) Nr. 1021/2001 (5), eine
Ausschreibung eröffnet.

(2) Gemäß Artikel 13 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr.
562/2000 wird unter Zugrundelegung der eingereichten
Angebote gegebenenfalls für jede Teilausschreibung ein
Höchstankaufspreis für die Qualität R 3 festgesetzt.
Gemäß Artikel 36 derselben Verordnung werden nur die
Angebote berücksichtigt, bei denen der vorgeschlagene
Preis den genannten Höchstpreis sowie den einzelstaatli-
chen oder regionalen und um den in Artikel 6 Absatz 2
der Verordnung (EG) Nr. 590/2001 vorgesehenen Betrag
erhöhten durchschnittlichen Marktpreis nicht über-
schreitet.

(3) Nach Prüfung der für die 268. Teilausschreibung einge-
gangenen Angebote sind gemäß Artikel 47 Absatz 8 der
Verordnung (EG) Nr. 1254/1999 und unter Berücksich-
tigung der Erfordernisse einer angemessenen Marktstüt-
zung sowie der saisonalen Entwicklung der Schlach-
tungen und Preise der Höchstankaufspreis und die inter-
ventionsfähigen Mengen für die Kategorie A festzusetzen

und die Ausschreibung für die Katergorie C nicht durch-
zuführen.

(4) Mit Artikel 7 der Verordnung (EG) Nr. 590/2001 wurde
außerdem die öffentliche Intervention für Schlachtkörper
oder Schlachtkörperhälften von männlichen Jungrindern
eröffnet, indem für diese Erzeugnisse ergänzende
Vorschriften festgelegt wurden. Nach Prüfung der einge-
gangenen Angebote sollte dieser Ausschreibung nicht
stattgegeben werden.

(5) Angesichts der Entwicklung der Lage sollte die vorlie-
gende Verordnung unverzüglich in Kraft treten.

(6) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Verwaltungsaus-
schusses für Rindfleisch —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Für die mit der Verordnung (EWG) Nr. 1627/89 eröffnete 268.
Teilausschreibung gilt Folgendes:

a) Für die Kategorie A:

— beträgt der Höchstankaufspreis 226,00 EUR/100 kg
Schlachtkörper oder Schlachtkörperhälften der Qualität
R 3;

— beträgt die Höchstmenge Schlachtkörper, Schlachtkör-
perhälften und Vorderviertel 8 597,5 Tonnen.

b) Für die Kategorie C wird die Ausschreibung nicht durchge-
führt.

c) Für Schlachtkörper und Schlachtkörperhälften gemäß
Artikel 1 Absatz 7 der Verordnung (EG) Nr. 590/2001
wurde der Ausschreibung nicht stattgegeben.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 2. Juni 2001 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Geschehen zu Brüssel den 1. Juni 2001.

Für die Kommission
Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission

(1) ABl. L 160 vom 26.6.1999, S. 21.
(2) ABl. L 68 vom 16.3.2000, S. 22.
(3) ABl. L 86 vom 27.3.2001, S. 30. Verordnung zuletzt geändert

durch die Verordnung (EG) Nr. 826/2001 (ABl. L 120 vom
28.4.2001, S. 7).

(4) ABl. L 159 vom 10.6.1989, S. 36.
(5) ABl. L 140 vom 24.5.2001, S. 53.
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RICHTLINIE 2001/40/EG DES RATES
vom 28. Mai 2001

über die gegenseitige Anerkennung von Entscheidungen über die Rückführung von
Drittstaatsangehörigen

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 63 Nummer 3,

auf Initiative der Französischen Republik (1),

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments (2),

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Nach dem Vertrag erlässt der Rat einwanderungspoliti-
sche Maßnahmen in den Bereichen Einreise- und Aufent-
haltsvoraussetzungen, aber auch illegale Einwanderung
und illegaler Aufenthalt.

(2) Der Europäische Rat hat auf seiner Tagung am 15. und
16. Oktober 1999 in Tampere seinen Willen zum
Aufbau eines Raums der Freiheit, der Sicherheit und des
Rechts bekräftigt. Eine gemeinsame europäische Asyl-
und Migrationspolitik sollte dementsprechend darauf
abzielen, eine gerechte Behandlung von Drittstaatsange-
hörigen und parallel dazu eine bessere Steuerung der
Migrationsströme sicherzustellen.

(3) Die Notwendigkeit der Sicherstellung einer größeren
Effizienz bei der Vollstreckung von Rückführungsent-
scheidungen sowie einer besseren Zusammenarbeit der
Mitgliedstaaten erfordert die gegenseitige Anerkennung
von Rückführungsentscheidungen.

(4) Entscheidungen über die Rückführung von Drittstaatsan-
gehörigen sollten im Einklang mit den Grundrechten
erlassen werden, die in der Europäischen Konvention
zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten
vom 4. November 1950, insbesondere in deren Artikeln
3 und 8, sowie dem Genfer Abkommen über die Rechts-
stellung der Flüchtlinge vom 28. Juli 1951 garantiert
sind und die sich aus den den Mitgliedstaaten gemein-
samen Verfassungsprinzipien ergeben.

(5) Das Ziel der geplanten Maßnahme, nämlich eine Zusam-
menarbeit der Mitgliedstaaten im Bereich der Rückfüh-
rung von Drittstaatsangehörigen, lässt sich auf der Ebene
der Mitgliedstaaten nicht vollständig erreichen; es kann
im Einklang mit dem Subsidiaritätsprinzip wegen der
Wirkungen der beabsichtigten Maßnahme daher besser
auf Gemeinschaftsebene verwirklicht werden. Diese
Richtlinie geht nicht über das zur Erreichung dieses Ziels
erforderliche Maß hinaus.

(6) Gemäß Artikel 3 des Protokolls über die Position des
Vereinigten Königreichs und Irlands im Anhang zum
Vertrag über die Europäische Union und zum Vertrag
zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft hat das
Vereinigte Königreich mit Schreiben vom 18. Oktober

2000 mitgeteilt, dass es sich an der Annahme und
Anwendung dieser Richtlinie beteiligen möchte.

(7) Gemäß den Artikeln 1 und 2 des Protokolls über die
Position Dänemarks, das dem Vertrag über die Europä-
ische Union und dem Vertrag zur Gründung der Europä-
ischen Gemeinschaft beigefügt ist, beteiligt sich Däne-
mark nicht an der Annahme dieser Richtlinie, die diesen
Mitgliedstaat somit nicht bindet und auf ihn keine
Anwendung findet. Da mit dieser Richtlinie der
Schengen-Besitzstand in Anwendung der Bestimmungen
des Titels IV des Vertrags zur Gründung der Europä-
ischen Gemeinschaft weiterentwickelt werden soll,
beschließt Dänemark gemäß Artikel 5 dieses Protokolls
innerhalb von sechs Monaten, nachdem der Rat diese
Richtlinie erlassen hat, ob es die Richtlinie in sein inner-
staatliches Recht umsetzt.

(8) Für die Republik Island und das Königreich Norwegen
stellt diese Richtlinie eine Weiterentwicklung des
Schengen-Besitzstands im Sinne des vom Rat der
Europäischen Union am 18. Mai 1999 mit diesen beiden
Staaten geschlossenen Übereinkommens dar. Wenn die
in diesem Übereinkommen vorgesehenen Verfahren
abgeschlossen sind, finden die sich aus dieser Richtlinie
ergebenden Rechte und Pflichten auch auf diese beiden
Staaten und auf die Beziehungen zwischen ihnen und
den Mitgliedstaaten der Europäischen Gemeinschaft, an
die diese Richtlinie gerichtet ist, Anwendung —

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN:

Artikel 1

(1) Unbeschadet der Verpflichtungen, die sich aus Artikel 23
und der Anwendung von Artikel 96 des am 19. Juni 1990 in
Schengen unterzeichneten Übereinkommens zur Durchführung
des Übereinkommens von Schengen vom 14. Juni 1985, nach-
stehend „Übereinkommen zur Durchführung des Übereinkom-
mens von Schengen“ genannt, ergeben, soll mit dieser Richt-
linie die Anerkennung einer Rückführungsentscheidung ermög-
licht werden, die von einer zuständigen Behörde eines Mitglied-
staats — nachstehend „Entscheidungsmitgliedstaat“ genannt —
gegenüber einem Drittstaatsangehörigen erlassen wurde, der
sich im Hoheitsgebiet eines anderen Mitgliedstaats — nachste-
hend „Vollstreckungsmitgliedstaat“ genannt — aufhält.

(2) Jede nach Absatz 1 getroffene Entscheidung wird gemäß
den Rechtsvorschriften des Vollstreckungsmitgliedstaats durch-
geführt.

(3) Diese Richtlinie findet keine Anwendung auf Familienan-
gehörige von Unionsbürgern, die ihr Recht auf Freizügigkeit
ausgeübt haben.

(1) ABl. C 243 vom 24.8.2000, S. 1.
(2) Stellungnahme vom 13. März 2001 (noch nicht im Amtsblatt veröf-

fentlicht).
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Artikel 2

Im Sinne dieser Richtlinie bezeichnet der Ausdruck

a) „Drittstaatsangehöriger“ jede Person, die nicht Staatsangehö-
riger eines Mitgliedstaats ist;

b) „Rückführungsentscheidung“ jede von einer zuständigen
Verwaltungsbehörde eines Entscheidungsmitgliedstaats erlas-
sene Entscheidung, mit der die Rückführung angeordnet
wird;

c) „Vollstreckungsmaßnahme“ jede Maßnahme, die vom Voll-
streckungsmitgliedstaat im Hinblick auf die Durchführung
einer Rückführungsentscheidung getroffen wird.

Artikel 3

(1) Die Rückführung nach Artikel 1 betrifft die folgenden
Fälle:

a) Gegen den Drittstaatsangehörigen ergeht eine Rückfüh-
rungsentscheidung, die mit einer schwerwiegenden und
akuten Gefahr für die öffentliche Sicherheit und Ordnung
oder die nationale Sicherheit begründet ist und die in den
folgenden Fällen erlassen wird:

— Verurteilung des Drittstaatsangehörigen durch den
Entscheidungsmitgliedstaat aufgrund einer Straftat, die
mit einer Freiheitsstrafe von mindestens einem Jahr
bedroht ist;

— begründeter Verdacht, dass der Drittstaatsangehörige
schwere Straftaten begangen hat, oder konkrete
Hinweise, dass er solche Taten im Hoheitsgebiet eines
Mitgliedstaats plant.

Falls die betroffene Person im Besitz eines Aufenthaltstitels
ist, der vom Vollstreckungsmitgliedstaat oder von einem
anderen Mitgliedstaat ausgestellt wurde, so konsultiert der
Vollstreckungsmitgliedstaat — unbeschadet des Artikels 25
Absatz 2 des Übereinkommens zur Durchführung des Über-
einkommens von Schengen — den Entscheidungsmitglied-
staat und den Mitgliedstaat, der diesen Titel ausgestellt hat.
Liegt eine im Rahmen dieses Buchstabens erlassene Rück-
führungsentscheidung vor, so kann der Aufenthaltstitel
eingezogen werden, sofern das nationale Recht des Ausstel-
lerstaats dies zulässt.

b) Gegen den Drittstaatsangehörigen ergeht eine Rückfüh-
rungsentscheidung, die mit einem Verstoß gegen die inner-
staatlichen Rechtsvorschriften über die Einreise oder den
Aufenthalt von Ausländern begründet ist.

In den beiden unter den Buchstaben a) und b) genannten Fällen
darf die Rückführungsentscheidung vom Entscheidungsmit-
gliedstaat weder aufgeschoben noch ausgesetzt werden.

(2) Die Mitgliedstaaten führen diese Richtlinie unter Beach-
tung der Menschenrechte und Grundfreiheiten durch.

(3) Die Anwendung dieser Richtlinie erfolgt unbeschadet der
Bestimmungen des Übereinkommens über die Bestimmung des
zuständigen Staates für die Prüfung eines in einem Mitgliedstaat
der Europäischen Gemeinschaften gestellten Asylantrags
(Dubliner Übereinkommen) sowie der Rückübernahmeab-
kommen zwischen Mitgliedstaaten.

Artikel 4

Die Mitgliedstaaten vergewissern sich, dass der Drittstaatsange-
hörige nach dem Recht des Vollstreckungsmitgliedstaats einen

Rechtsbehelf gegen jede in Artikel 1 Absatz 2 vorgesehene
Maßnahme einlegen kann.

Artikel 5

Der Schutz der personenbezogenen Daten und die Datensicher-
heit werden gemäß der Richtlinie 95/46/EG des Europäischen
Parlaments und des Rates vom 24. Oktober 1995 zum Schutz
natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener
Daten und zum freien Datenverkehr (1) gewährleistet.

Unbeschadet der Artikel 101 und 102 des Übereinkommens
zur Durchführung des Übereinkommens von Schengen werden
die Dateien mit personenbezogenen Daten im Rahmen dieser
Richtlinie nur zu den darin vorgesehenen Zwecken genutzt.

Artikel 6

Die Behörden des Entscheidungsmitgliedstaats und des Voll-
streckungsmitgliedstaats nutzen jedes geeignete Mittel der
Zusammenarbeit und des Informationsaustauschs für die
Durchführung dieser Richtlinie.

Der Entscheidungsmitgliedstaat übermittelt dem Voll-
streckungsmitgliedstaat schnellstmöglich auf geeignetem Wege
alle erforderlichen Dokumente, um die endgültige Vollstreck-
barkeit der Entscheidung nachzuweisen, gegebenenfalls gemäß
den einschlägigen Bestimmungen des Sirene-Handbuchs.

Der Vollstreckungsmitgliedstaat prüft zuvor die Lage der
betroffenen Person, um sich zu vergewissern, dass weder die
einschlägigen internationalen Übereinkünfte noch die maßgeb-
lichen innerstaatlichen Rechtsvorschriften der Vollstreckung der
Rückführungsentscheidung entgegenstehen.

Der Vollstreckungsmitgliedstaat setzt den Entscheidungsmit-
gliedstaat von der Durchführung der Vollstreckungsmaßnahme
in Kenntnis.

Artikel 7

Die Mitgliedstaaten gleichen die finanziellen Ungleichgewichte,
die aus der Anwendung dieser Richtlinie entstehen können,
untereinander aus, wenn die Rückführung nicht auf Kosten des
(der) betroffenen Drittstaatsangehörigen erfolgen kann.

Damit dieser Artikel angewandt werden kann, nimmt der Rat
auf Vorschlag der Kommission vor dem 2. Dezember 2002 die
geeigneten Kriterien und praktischen Einzelheiten an. Diese
Kriterien und praktischen Einzelheiten gelten auch für die
Durchführung von Artikel 24 des Übereinkommens zur Durch-
führung des Übereinkommens von Schengen.

Artikel 8

(1) Die Mitgliedstaaten setzen die Rechts- und Verwaltungs-
vorschriften in Kraft, die erforderlich sind, um dieser Richtlinie
vor dem 2. Dezember 2002 nachzukommen. Sie setzen die
Kommission unverzüglich davon in Kenntnis.

Wenn die Mitgliedstaaten derartige Vorschriften erlassen,
nehmen sie in den Vorschriften selbst oder durch einen
Hinweis bei der amtlichen Veröffentlichung auf diese Richtlinie
Bezug. Die Mitgliedstaaten regeln die Einzelheiten der Bezug-
nahme.

(2) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission den Wortlaut
der wichtigsten innerstaatlichen Rechtsvorschriften mit, die sie
auf dem unter diese Richtlinie fallenden Gebiet erlassen.

(1) ABl. L 281 vom 23.11.1995, S. 31.
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Artikel 9

Diese Richtlinie tritt am Tag ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften in Kraft.

Artikel 10

Diese Richtlinie ist gemäß dem Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft an die Mitglied-
staaten gerichtet.

Geschehen zu Brüssel am 28. Mai 2001.

Im Namen des Rates

Der Präsident

T. BODSTRÖM
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II

(Nicht veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte)

KOMMISSION

ENTSCHEIDUNG DER KOMMISSION
vom 18. Mai 2001

über die von Deutschland gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1493/1999 des Rates vorgelegte
Aufstellung über das Weinbaupotential

(Bekannt gegeben unter Aktenzeichen K(2001) 1432)

(Nur der deutsche Text ist verbindlich)

(2001/414/EG)

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1493/1999 des Rates
vom 17. Mai 1999 über die gemeinsame Marktorganisation für
Wein (1), geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 2826/
2000 (2), insbesondere auf Artikel 23 Absatz 4,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Gemäß Artikel 16 der Verordnung (EG) Nr. 1493/1999
muss eine Aufstellung über das Weinbaupotential vorge-
nommen werden. Diese Aufstellung muss vorgelegt
werden, bevor die Maßnahmen zur nachträglichen
Genehmigung rechtswidrig angelegter Rebflächen, zur
Ausweitung der Pflanzungsrechte und zur Unterstützung
für Umstrukturierung und Umstellung in Anspruch
genommen werden können.

(2) In Artikel 19 der Verordnung (EG) Nr. 1227/2000 der
Kommission vom 31. Mai 2000 mit Durchführungs-
bestimmungen zur Verordnung (EG) Nr. 1493/1999 des
Rates über die gemeinsame Marktorganisation für Wein
hinsichtlich des Produktionspotentials (3), ist die Aufglie-
derung der in der Aufstellung enthaltenen Informationen
aufgeführt.

(3) Deutschland hat der Kommission mit Schreiben vom 22.
September 2000 und vom 12. Dezember 2000 die
Informationen gemäß Artikel 16 der Verordnung (EG)
Nr. 1493/1999 übermittelt. Aus der Prüfung dieser
Informationen ergibt sich, dass Deutschland die Aufstel-
lung vorgenommen hat.

(4) Diese Entscheidung bewirkt nicht die Anerkennung der
Genauigkeit der in der Aufstellung enthaltenen Angaben
oder der Vereinbarkeit der in der Aufstellung genannten
Rechtsvorschriften mit dem Gemeinschaftsrecht. Sie
erfolgt unbeschadet jeder diesbezüglichen Entscheidung
der Kommission.

(5) Die in dieser Entscheidung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Verwaltungsaus-
schusses für Wein —

HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Kommission stellt fest, dass Deutschland die Aufstellung
gemäß Artikel 16 der Verordnung (EG) Nr. 1493/1999 vorge-
nommen hat.

Artikel 2

Diese Entscheidung ist an die Bundesrepublik Deutschland
gerichtet.

Brüssel, den 18. Mai 2001

Für die Kommission

Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission

(1) ABl. L 179 vom 14.7.1999, S. 1.
(2) ABl. L 328 vom 23.12.2000, S. 2.
(3) ABl. L 143 vom 16.6.2000, S. 1.
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ENTSCHEIDUNG DER KOMMISSION
vom 1. Juni 2001

zur zweiten Änderung der Entscheidung 2001/356/EG mit Maßnahmen zum Schutz gegen die
Maul- und Klauenseuche im Vereinigten Königreich

(Bekannt gegeben unter Aktenzeichen K(2001) 1556)

(Text von Bedeutung für den EWR)

(2001/415/EG)

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Richtlinie 90/425/EWG des Rates vom 26. Juni
1990 zur Regelung der veterinärrechtlichen und tierzüchteri-
schen Kontrollen im innergemeinschaftlichen Handel mit
lebenden Tieren und Erzeugnissen im Hinblick auf den Binnen-
markt (1), zuletzt geändert durch die Richtlinie 92/118/EWG (2),
insbesondere auf Artikel 10,

gestützt auf die Richtlinie 89/662/EWG des Rates vom 11.
Dezember 1989 zur Regelung der veterinärrechtlichen
Kontrollen im Hinblick auf den gemeinsamen Binnenmarkt (3),
zuletzt geändert durch die Richtlinie 92/118/EWG, insbeson-
dere auf Artikel 9,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Nach den Berichten über Fälle von Maul- und Klauen-
seuche im Vereinigten Königreich hat die Kommission
die Entscheidung 2001/356/EG vom 4. Mai 2001 mit
Maßnahmen zum Schutz gegen die Maul- und Klauen-
seuche im Vereinigten Königreich und zur Aufhebung
der Entscheidung 2001/172/EG (4), geändert durch die
Entscheidung 2001/372/EG (5), erlassen.

(2) Mit der Richtlinie 85/511/EWG des Rates (6), zuletzt
geändert durch die Akte über den Beitritt Österreichs,
Finnlands und Schwedens, hat die Kommission
Maßnahmen zur Bekämpfung der Maul- und Klauen-
seuche eingeführt.

(3) Die Richtlinie 90/426/EWG des Rates (7), zuletzt geän-
dert durch die Entscheidung 2001/298/EG der Kommis-
sion (8), betrifft die tierseuchenrechtlichen Vorschriften
für das Verbringen von Equiden und für ihre Einfuhr aus
Drittländern.

(4) Da sich die Seuchenlage verbessert, empfiehlt es sich,
bestimmte Beschränkungen für das Verbringen von
Equiden, die nicht für die Maul- und Klauenseuche
empfänglich sind, zu lockern.

(5) Anlässlich der Sitzung des Ständigen Veterinäraus-
schusses am 5.-6. Juni 2001 wird die Lage geprüft und
werden die Maßnahmen erforderlichenfalls angepasst.

(6) Die in dieser Entscheidung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Ständigen Veterinär-
ausschusses —

HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Artikel 12 Absatz 4 der Entscheidung 2001/356/EG erhält
folgende Fassung:

„(4) Das Vereinigte Königreich trägt dafür Sorge, dass
Equiden, die aus seinem Hoheitsgebiet in andere
Mitgliedstaaten versendet werden, von einer Gesund-
heitsbescheinigung gemäß Anhang C der Richtlinie 90/
426/EWG des Rates begleitet werden. Diese Bescheini-
gung wird nur für Equiden ausgestellt, die aus einem
Betrieb stammen, der keinem amtlichen Verbot gemäß
Artikel 4 oder 5 der Richtlinie 85/511/EWG unterliegt.

Ist für ein Tier eine Bescheinigung gemäß Unterabsatz
1 auszustellen, so muss der amtliche Tierarzt

— das Tier nur dann untersuchen und hierüber eine
Bescheinigung ausstellen, wenn es soweit wie
möglich frei von sichtbarem Kot, Schmutz und
Staub ist und seine Hufe zur Zufriedenheit des
amtlichen Tierarztes gereinigt und desinfiziert sind
und

— dafür Sorge tragen, dass der Eigentümer des Tiers
oder dessen Vertreter eine Erklärung vorlegt, nach
der das Tier so lange im Betrieb verbleibt, bis es —
ohne Aufenthalt in einem amtlichen Verboten
gemäß Artikel 4 oder 5 der Richtlinie 85/511/EWG
unterliegenden Betrieb — zu dem in der Gesund-
heitsbescheinigung angegebenen Bestimmungsort
versendet wird.

Die Gesundheitsbescheinigung, die die Equiden
begleitet, die gemäß Unterabsatz 1 aus dem Vereinigten
Königreich in andere Mitgliedstaaten versendet werden,
wird durch folgenden Vermerk ergänzt:

‚Equiden gemäß der Entscheidung 2001/356/EG der
Kommission vom 4. Mai 2001 mit Maßnahmen zum
Schutz gegen die Maul- und Klauenseuche im Verei-
nigten Königreich.‘“

(1) ABl. L 224 vom 18.8.1990, S. 29.
(2) ABl. L 62 vom 15.3.1993, S. 49.
(3) ABl. L 395 vom 30.12.1989, S. 13.
(4) ABl. L 125 vom 5.5.2001, S. 46.
(5) ABl. L 130 vom 12.5.2001, S. 47.
(6) ABl. L 315 vom 26.11.1985, S. 11.
(7) ABl. L 224 vom 18.8.1990, S. 42.
(8) ABl. L 102 vom 12.4.2001, S. 63.
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Artikel 2

Die Mitgliedstaaten ändern ihre Handelsvorschriften, um sie mit dieser Entscheidung in Einklang zu
bringen. Sie setzen die Kommission umgehend davon in Kenntnis.

Artikel 3

Diese Entscheidung ist an alle Mitgliedstaaten gerichtet.

Brüssel, den 1. Juni 2001

Für die Kommission

David BYRNE

Mitglied der Kommission
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ENTSCHEIDUNG DER KOMMISSION
vom 1. Juni 2001

zur vierten Änderung der Entscheidung 2001/327/EG mit Beschränkungen hinsichtlich der Verbrin-
gung von Tieren der für die Maul- und Klauenseuche empfänglichen Arten

(Bekannt gegeben unter Aktenzeichen K(2001) 1557)

(Text von Bedeutung für den EWR)

(2001/416/EG)

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Richtlinie 90/425/EWG des Rates vom 26. Juni
1990 zur Regelung der veterinärrechtlichen und tierzüchteri-
schen Kontrollen im innergemeinschaftlichen Handel mit
lebenden Tieren und Erzeugnissen im Hinblick auf den Binnen-
markt (1), zuletzt geändert durch die Richtlinie 92/118/EWG (2),
insbesondere auf Artikel 10,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Angesichts des Inverkehrbringens von und des Handels
mit lebenden Paarhufern kann die in bestimmten Teilen
der Gemeinschaft vorherrschende MKS-Situation für
Tierbestände in anderen Teilen der Gemeinschaft ein
Gesundheitsrisiko darstellen.

(2) Alle Mitgliedstaaten haben die in der Entscheidung
2001/327/EG der Kommission vom 24. April 2001 mit
Beschränkungen hinsichtlich der Verbringung von
Tieren der für die Maul- und Klauenseuche empfängli-
chen Arten und zur Aufhebung der Entscheidung 2001/
263/EG (3), zuletzt geändert durch die Entscheidung
2001/394/EG (4), vorgesehenen Verbringungsbeschrän-
kungen für seuchenempfängliche Tiere umgesetzt.

(3) Die Beschränkungen sollten weiterbestehen, aber die
Verbringung von Zuchttieren über Aufenthaltsorte und
im Fall von Rindern und Schweinen auch von Nutztieren
sollte unter Berücksichtigung der für den innergemein-
schaftlichen Handelsverkehr mit diesen Tieren geltenden
Gesundheits- und Kennzeichnungsstandards zugelassen
werden.

(4) Die Lage wird auf der für den 5.-6. Juni 2001 anbe-
raumten Sitzung des Ständigen Veterinärausschusses
geprüft, und die Maßnahmen werden erforderlichenfalls
angepasst.

(5) Die in dieser Entscheidung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Ständigen Veterinär-
ausschusses —

HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Entscheidung 2001/327/EG wird wie folgt geändert:

1. In Artikel 2 wird Absatz 4 gestrichen.

2. Der folgende neue Artikel 2a wird eingefügt:

„Artikel 2a

(1) Unbeschadet von Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe aa)
zweiter Gedankenstrich der Richtlinie 91/628/EWG des
Rates stellen die Mitgliedstaaten sicher, dass Tiere MKS-
empfänglicher Arten nicht über gemäß Verordnung (EG) Nr.
1255/97 des Rates eingerichtete und zugelassene Aufent-
haltsorte verbracht werden.

(2) Abweichend von den Bestimmungen in Absatz 1
kann die Verbringung über Aufenthaltsorte von Nutz- und
Zuchtrindern und -schweinen sowie von Zuchtschafen und
-ziegen unter den in Absatz 3 aufgeführten Bedingungen
gestattet werden.

(3) Der Aufenthaltsort, der im die Lieferung begleitenden
Transportplan angegeben ist, muss den zentralen Veterinär-
behörden des Bestimmungsmitgliedstaats und aller Durch-
fuhrmitgliedstaaten gemeldet werden und dem Transport-
plan muss eine Erklärung des Versenders beiliegen, dass
geeignete Vorkehrungen dafür getroffen wurden, dass sich
an den Aufenthaltsorten zur gleichen Zeit nur Tiere der
gleichen Tierart und des gleichen zertifizierten Gesundheits-
zustands befinden.“

3. Das Datum in Artikel 4 wird durch „29. Juni 2001“ ersetzt.

Artikel 2

Diese Entscheidung ist an alle Mitgliedstaaten gerichtet.

Brüssel, den 1. Juni 2001

Für die Kommission

David BYRNE

Mitglied der Kommission

(1) ABl. L 224 vom 18.8.1990, S. 29.
(2) ABl. L 62 vom 15.3.1993, S. 49.
(3) ABl. L 115 vom 25.4.2001, S. 12.
(4) ABl. L 138 vom 22.5.2001, S. 36.
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